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Vorwort 

 
 

Unsere Böden sind eine wertvolle, limitierte Res-

source. Aufgrund des gebirgigen Charakters unse-

res Landes ist der Dauersiedlungsraum zudem 

begrenzt. 

Böden haben eine Vielfalt an Funktionen – sie sind 

Lebensraum für Menschen, Tiere und Pflanzen.  

Sie sind Grundlage der Nahrungsmittelproduktion, 

filtern und speichern Grundwasser. Sie bieten 

Raum für Wohnen und Freizeit, Verkehr und Infra-

struktur. 

Der Druck der zahlreichen Nutzungsansprüche auf 

die endliche Ressource Boden ist beachtlich: 

In Österreich werden jährlich rund 50 km² Bundes-

fläche zusätzlich für Verkehrswege, Wohn- und 

Wirtschaftsbauten in Anspruch genommen.  

Diese Tatsache zeigt die Notwendigkeit auf, hier 

effektive, bewusstseinsbildende Maßnahmen zu 

setzen. Erfolg kann sich nur einstellen, wenn alle 

AkteurInnen im Rahmen ihrer Verantwortung zu-

sammenwirken. 

 

Es geht auch darum, die Gestaltungschancen für 

unsere Kinder zu erhalten und zu sichern – Stich-

wort „Generationengerechtigkeit“. 

Kompaktere Siedlungen sind ein Weg, um einer-

seits die Ressource Boden zu schonen, lange We-

ge zu vermeiden und damit das Klima zu entlasten. 

Klima:aktiv mobil, die Klimaschutz-Intiative des Le-

bensministeriums bietet spezifische Beratungspro-

gramme -  z. B. für Städte, Gemeinden und Regio-

nen und unterstützen Sie, wenn Sie Aktivitäten zum 

Klimaschutz setzen wollen. 

 

 

 

 

Nikolaus Berlakovich 

Umweltminister
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Einleitung 

Die Initiative „Flächenmangement in Österreich“ wurde vom 
Lebensministerium ins Leben gerufen um österreichweit 
Erfahrungen, Ideen und Meinungen zur Reduktion des 
Bodenverbrauchs einzuholen. 

Im Rahmen der Initiative „Flächenmanagement in 

Österreich – Fortschritte und Perspektiven“ tagten 

zwischen Mai 2009 und Jänner 2010 Akteure aus 

unterschiedlichen Wirtschaftsbereichen in insge-

samt fünf Arbeitsgruppen.  

Die jährliche Flächeninanspruchnahme liegt in Ös-

terreich nach wie vor auf hohem Niveau. Mit rund 

6 m² pro Einwohner* und Jahr liegt Österreich im 

europäischen Spitzenfeld. Gleichzeitig wächst der 

Bestand an brachliegenden Gewerbe und Indust-

rieflächen jährlich an und könnte – rein rechnerisch 

- rund ein Drittel des jährlichen Flächenbedarfs 

abdecken. Darüber hinaus sind 

derzeit rund 25 % des gewidme-

ten Baulandes unbebaut, den-

noch werden österreichweit jedes 

Jahr über 50 km² unverbautes 

Freiland für Bau- oder Verkehrs-

flächen in Anspruch genommen. 

Flächen für Freizeitanlagen wie 

Skigebiete oder Golfplätze sind in 

dieser Zahl noch gar nicht be-

rücksichtigt. 

Die Reduktion des Boden-

verbrauchs wurde bereits 2001 im 

österreichischen Raumordnungs-

konzept als prioritäres Ziel defi-

niert [1].  

Ein Jahr später beschloss die Bundesregierung im 

Rahmen der österreichischen Strategie zur Nach-

haltigen Entwicklung bis zum Jahr 2010 eine 

Trendumkehr bei der jährlichen Flächenversiege-

lung zu erreichen (siehe auch Seite 11). 

Dieses Ziel kann nur durch konsequente Innenent-

wicklung, den Abbau von Baulandüberhängen und 

die Wiederverwertung von Industrie- und Gewerbe-

brachen erreicht werden. In der Praxis ist allerdings 

in Anbetracht von drohenden Betriebsabwan-

derungen und Verlust von Arbeitsplätzen sowie 

reichlich vorhandener Bauland- und Betriebsansied-

lungsreserven „Flächensparen“ kein prioritäres 

Thema.  

Die zahlreichen negativen Effekte der Flächeninan-

spruchnahme sind hinlänglich bekannt. Zersiede-

lung und intensive Bautätigkeiten am Ortsrand füh-

ren zu höherem Verkehrsaufkommen, steigenden 

Erschließungskosten für Gemeinden für neue Lei-

tungen, Kanalisation und Straßen und zur Ver-

ödung von Orts- und Stadtkernen. Flächeninan-

spruchnahme ist nicht zuletzt auch Landschafts-

verbrauch und nagt an Österreichs Erholungs- und 

Arbeitsrunde Kärnten/Steiermark 
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Bauträger; 5

Betriebsansiedlung; 11

Bildung; 1

Boden & Landwirtschaft; 5

Energiewirtschaft; 1

Gemeindepolitik; 3

Handel; 2

Immobilien; 4

Klima & Umweltschutz; 3

Landesliegenschaften; 3

Projektsupport; 3

Planung & Architektur; 10

Projektentwicklung; 3

Raumplanung; 4

Raumplanung - Land; 23

Regionsmanagement; 2

Stadtplanung; 6

Wirtschaftsförderung; 2

Wohnbau; 3

Wohnbauförderung; 7

Mitwirkende der Initiative „Flächenmanagement in Österreich " 
101 TeilnehmerInnen

Freizeitwert. Die Reduktion der Flächen-

inanspruchnahme ist daher ein essentieller Beitrag 

zum Klimaschutz. 

Ziel der Initiative „Flächenmanagement in Öster-

reich“ war es Erfahrungen zu bereits bestehenden 

Maßnahmen auszutauschen, Barrieren zur Reduk-

tion der Flächeninanspruchnahme zu identifizieren 

und praktikable Maßnahmen und Vorschläge für 

die Zukunft zu erarbeiten. 

Um den Bodenverbrauch in Zukunft zu reduzieren 

muss an vielen Seiten angesetzt werden. Erfah-

rungen aus Deutschland haben gezeigt, dass nur 

durch einen breiten von allen Wirtschaftsakteuren 

getragenen Konsens Fortschritte erreicht werden 

können.

Der vorliegende Bericht enthält eine Übersicht zu 

bereits vorhandenen Maßnahmen und Empfehlun-

gen, die von einem breiten Akteurskreis erarbeitet 

wurden. 

Es diskutierten insgesamt über 100 Personen aus 

den Fachbereichen Betriebsansiedlung, Bildung, 

Boden & Landwirtschaft, Energiewirtschaft, Ge-

meindepolitik, Handel, Immobilien, Klima & Um-

weltschutz, Landesliegenschaften, Planung & Archi-

tektur, Projektentwicklung, Raumplanung, Regions-

management, Stadtplanung, Wirtschaftsförderung, 

Wohnbau und Wohnbauförderung.  
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  Dauersiedlungsraum nach Bundesländern  
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Land der räumlichen Vielfalt 

Die Flächeninanspruchnahme hängt von zahlreichen 
Faktoren ab, die von Region zu Region sehr unterschiedlich 
ausgeprägt sind. 

Trotz kleiner Landesfläche verfügt 

Österreich über eine große Vielfalt 

an Landschaften aber auch extre-

men räumlichen Bedingungen. Die 

neun Bundesländer sind mit unter-

schiedlichen Herausforderungen 

konfrontiert, was ihre Ausbrei-

tungsmöglichkeiten und Effizienz 

der Flächennutzung anbelangt. Zu 

den wichtigsten Einflussfaktoren 

zählen 

• die tatsächlich räumlich nutz-

bare Fläche, 

• Bevölkerungswachstum und –

rückgang, 

• Tourismusintensität und  

• Grundstückspreise. 

 
Die Ausbreitungsmöglichkeiten sind begrenzt 
Nur 37 % der österreichischen Bundesfläche ist als 

sogenannter Dauersiedlungsraum für dauerhafte 

Siedlungsnutzungen geeignet. Die restlichen 63 % 

werden von Wäldern, Gewässern, alpinem Grün-

land und Ödland bedeckt. Im Bundesländerver-

gleich hat Tirol die geringsten Ausbreitungsmög-

lichkeiten mit einem Anteil von nur 12 % Dauer-

siedlungsraum an der Landesfläche. Wien und das 

Burgenland können ihre Landesflächen diesbezüg-

lich wesentlich besser nutzen, der Dauersiedlungs-

raum beträgt dort 74 % bzw. 62 % der Landesflä-

che. 

 

 
Der Dauersiedlungsraum in Österreich ist be-
reits zu 15 % von Siedlungs- und Verkehrsflä-
chen bedeckt. Auch hier gibt es enorme regionale 

Unterschiede. Während in Wien 76 % des Dauer-

siedlungsraums bereits baulich genutzt sind, liegen 

die Werte in den Bundesländern zwischen 10 % 

und 20 %. Burgenland, Niederösterreich und  

Oberösterreich rangieren im unteren Bereich mit 

jeweils weniger als 12 % und Tirol und Vorarlberg 

im oberen Bereich mit 20 %. 
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Die zehn stärksten Schrumpfungsbezirke  
zwischen 1991 und 2001 
 

Bezirk Bevölkerungsrückgang 
1991 - 2001 

Linz (Stadt) -9,6% 

Leoben -7,6% 

Graz (Stadt) -4,9% 

Bruck an der Mur -4,1% 

Mürzzuschlag -4,1% 

Innsbruck-Stadt -4,0% 

Judenburg -3,8% 

Gmünd -3,1% 

Radkersburg -3,0% 

Güssing - 2,8% 
 

Quelle: ÖROK Atlas 

Wachstum und Schrumpfung.  

In der Dekade 1991 bis 2001 wuchs die österrei-

chische Bevölkerung um 3,6 %. Während das 

städtische Umland in diesem Zeitraum ein stetiges 

Bevölkerungswachstum verzeichnen konnte, redu-

zierte sich in vielen großen Stadtzentren (Stadt 

Linz, Graz, St. Pölten, Innsbruck, Salzburg) die 

Bevölkerung oder stagnierte (Klagenfurt). 

 

Schrumpfungsregionen. Im ländlichen Raum fern-

ab von Stadtzentren ist vielfach ein stetiger Bevöl-

kerungsrückgang zu verzeichnen. In der Regel ist 

in diesen Regionen die Verfügbarkeit an hochwer-

tigen Arbeitsplätzen gering und die arbeitsfähige 

Bevölkerung wandert bevorzugt in stadtnahe Re-

gionen ab. Dies führt zwangsläufig zu einem gro-

ßen Bestand an ungenutzten Gebäuden und zu 

niedrigen Grundstückspreisen. Dennoch findet 

auch in Schrumpfungsregionen durchaus rege 

Bautätigkeit am Siedlungsrand statt, beispielswei-

se für Gewerbezentren, Handelseinrichtungen 

oder Einfamilienhäuser.  

 

 

Dieses Phänomen wird  durch niedrige Grund-

stückspreise und den Standortwettbewerb zwischen 

Klein- und Mittelstädten noch verstärkt. 

Bevölkerungsentwicklung zwischen 1991 und 2001 nach Bezirken  

 
Quelle: ÖROK Atlas 
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Wachstumsregionen. Das Umland großer Stadt-

zentren konnte zwischen 1991 und 2001 durch-

wegs ein Bevölkerungswachstum verzeichnen.  

Die Speckgürtel der großen Städte ziehen sowohl 

die Bevölkerung vom ländlichen Raum als auch von 

den Stadtzentren ab. Sie repräsentieren geballte 

Kaufkraft und kennzeichnen sich durch rege Bautä-

tigkeit im Einfamilienhausbau. Das Bevölkerungs-

wachstum verlangt auch eine Erweiterung der örtli-

chen Infrastruktur, wie Schulen, Kindergärten, me-

dizinische Einrichtungen und öffentlicher Verkehr. 

 

 

Die zehn stärksten Wachstumsbezirke  
zwischen 1991 und 2001 
 

Bezirk Bevölkerungswachstum 
1991 - 2001 

Salzburg-Umgebung 14,4 % 

Imst 12,4 % 

Tulln 12,1 % 

Urfahr-Umgebung 11,5 % 

Korneuburg 11,4 % 

Graz-Umgebung 11,2 % 

Kufstein 10,7 % 

Baden 9,9 % 

Gänserndorf 9,7 % 

Innsbruck-Land 9,6 % 

Bevölkerungsentwicklung im städtischen Umfeld zwischen 1991 – 2001 an den Beispielen 
Graz, Linz und Innsbruck  
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Suburbanisierung am Beispiel Oberösterreich: "Speckgürtel"-Gemeinden wachsen weiter  
Der Trend der Suburbanisierung, der schon in den Neunziger-Jahren beobachtet wurde, setzt sich in 
Oberösterreich sichtbar fort. Die Städte Linz und Wels sowie deren Umlandgemeinden gewinnen an 
Einwohnern, Verluste müssen vor allem periphere Gemeinden in den Bezirken Rohrbach und Schär-
ding sowie Steyr-Stadt hinnehmen. Quelle: www.gemeindebund.at 
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Der Tourismus benötigt viel Fläche, die nur 
saisonal genutzt wird. Tourismusregionen sind 

mit besonderen Herausforderungen an die örtliche 

Infrastruktur konfrontiert. Besonders in den westli-

chen Bundesländern wird der spärlich vorhandene 

Dauersiedlungsraum stark beansprucht. Das Ver-

hältnis von Einwohnern zu Gästebetten erreicht in 

manchen Tourismusgemeinden Spitzenwerte von 

1:7, wie beispielsweise in Ischgl. Beherbergungs-

betriebe und Zweitwohnsitze werden nur saisonal 

genutzt, sind aber mit einer Infrastruktur ausgestat-

tet, die das ganze Jahr erhalten werden muss. 

Freizeiteinrichtungen, wie Liftanlagen oder Golf-

plätze benötigen viel Fläche. Im alpinen Raum 

kommen noch Naturgefahren durch Lawinen, Mu-

ren und Hochwasser hinzu. Der spärlich vorhan-

dene Raum und die hohe Nachfrage treiben die 

Grundstückspreise nach oben. Die Schaffung neu-

en Wohnraums ist für viele Einheimische vielfach 

nicht mehr leistbar.  

 

 

 

   

Nächtigungen pro Einwohner nach Gemeinden (2004/2005)  

 
 

Quelle: ÖROK Atlas



10  Grund genug? Flächenmanagement in Österreich 

Jeder hat gern ein bisschen mehr Platz. Der 

Preis bestimmt nach wie vor die flächenhafte 

Großzügigkeit der Planung. Die mittleren Grund-

stückspreise in den Bundesländern unterschei-

den sich erheblich. Für 

den Vergleich wurde 

der durchschnittliche 

Quadratmeterpreis für 

den Baugrund eines 

Einfamilienhauses ohne 

allfällige Erschlie-

ßungskosten herange-

zogen. 

In den östlichen Bun-

desländern Burgenland, 

Steiermark, Oberöster-

reich und Niederöster-

reich ist ein Baugrund 

durchwegs noch für un-

ter 100 € / m² zu be-

kommen. In den westli-

chen Bundesländern Vorarlberg, Tirol und Salz-

burg liegt der Durchschnittswert bereits bei 

200 € / m². Die Bandbreite in Österreich bewegt 

sich etwa zwischen 20 und > 500 Euro Im Bun-

desländervergleich ist Wien eindeutig Spitzenrei-

ter mit einer Bandbreite von 315 bis 688 € / m². 

Das obersten Preisniveau wird von Tourismus-

gemeinden wie Kitzbühel und Velden, sowie 

Stadtzentren mit Preisen weit über 500 € / m² 

belegt. 

Hohe Grundstückspreise bewirken einerseits ei-

ne hohe Baudichte und gute Effizienz der Flä-

chennutzung, aber andererseits auch eine Ab-

wanderung in günstigere Regionen, sofern diese 

noch gut an leistungsfähige Arbeitsmärkte ange-

bunden sind. Niedrige Grundstückspreise erlau-

ben – gekoppelt mit einer entsprechenden 

Wohnbauförderung - eine großzügigere Planung. 

.

 

 

 

 

Grundstückspreisübersicht 2009 

€ 0 € 100 € 200 € 300 € 400 € 500 € 600 € 700
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Quelle: Daten www.gewinn.at, Grafik Umweltbundesamt 

Quadratmeterpreise von Einfamilienhaus-
Baugrundstücken exklusive An- oder 
allfälliger Aufschließungskosten.
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Ziele und Monitoring 

2002 wird die Reduktion der jährlichen Versiegelungsrate im 
Ministerrat beschlossen.  

Politische Zielsetzungen 
Im Jahr 2002 wurde in der Österreichischen Stra-

tegie zur Nachhaltigen Entwicklung eine „Redukti-

on des Zuwachses dauerhaft versiegelter Flächen 

auf maximal ein Zehntel des heutigen Wertes bis 

zum Jahre 2010“ beschlossen [2]. Primäres Ziel ist 

die Erhaltung der Vielfalt und der natürlichen 

Grundlagen der Landschaft und ihrer Ökosysteme, 

sowie der darauf aufbauenden kulturellen und wirt-

schaftlichen Vielfalt der Landnutzung. 

Im Jahr 2002 betrug die jährliche Versiegelungsra-

te 33 km² oder 9 Hektar pro Tag. Der Zielwert bis 

2010 sollte 3 km² pro Jahr oder 1 Hektar pro Tag 

betragen. 

2005 wurde die Reduktion der jährlichen Versiege-

lungsrate als Umweltqualitätsziel definiert [3] und 

wird seitdem alle zwei Jahre im Indikatoren-Bericht 

zum „Monitoring Nachhaltiger Entwicklung in Ös-

terreich“ als Headline Indikator BO1a „Anteil der 

versiegelten Fläche“ veröffentlicht [4].  

Die angestrebte Reduktion des Zuwachses dauer-

haft versiegelter Fläche soll durch einen Abbau 

des Baulandüberhangs, Einfrieren von Baulandre-

serven, durch aktive Baulandpolitik der öffentlichen 

Hand, Forcierung der Althaussanierung, bevorzug-

te Förderung flächenschonender Bebauungsfor-

men und "Flächenrecycling" erreicht werden.  

Durch Verdichtung sollen eine höhere Intensität und 

Effizienz der Flächennutzung ermöglicht und die 

optimale Ausschöpfung der Nutzungspotentiale im 

bereits verbauten Bereich garantiert werden. Dies 

stellt wiederum die Grundlage für eine wirtschaftlich 

sinnvolle Erschließung mit öffentlichen Verkehrsmit-

teln dar. Raum- und Verkehrsplanung sind dazu zu 

koppeln. 

 

Definitionen  
Flächeninanspruchnahme ("Flächenverbrauch") entspricht dem unmittelbaren und dauerhaften Ver-
lust biologisch produktiven Bodens durch Verbauung und Versiegelung für Siedlungs- und Verkehrs-
zwecke, aber auch für intensive Erholungsnutzungen, Deponien, Abbauflächen, Kraftwerksanlagen und 
ähnliche Intensivnutzungen verstanden. Flächeninanspruchnahme im weiteren Sinne findet innerhalb 
der für die land- und forstwirtschaftliche Primärproduktion nutzbaren Fläche statt [5a]. 
 
Versiegelte Fläche: Böden, die durch harte Oberflächenbeläge mit praktisch undurchlässigen Materia-
lien (Asphalt, Beton, etc.) oder unmittelbare Überbauung mit Gebäuden von der Atmosphäre getrennt 
sind [3]. 
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Jährliche Flächeninanspruchnahme: 2003 - 2010  
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Monitoring  
Im Zeitraum 2003 bis 2010 ist ein Bevölkerungs-

zuwachs von 3,6 % zu verzeichnen, während Bau-

flächen, Verkehrsflächen und sonstige Flächen 

insgesamt um 10 % zunehmen. Die jährliche Flä-

cheninanspruchnahme ist zwischen 2003 und 

2010 nur leicht rückläufig und sinkt von 105 auf 

86 km² pro Jahr bzw. von 29 auf 24 Hektar pro 

Tag. 

Betrachtet man die einzelnen Komponenten so ist 

ein eindeutiger Rückgang bei den Bauflächen zu 

verzeichnen, hingegen ein Anstieg bei den Ver-

kehrsflächen und bei den sogenannten „sonstigen 

Flächen“, zu denen Freizeitanlagen und Bergbau-

abbaugebiete zu zählen sind. Die relativ niedrigen 

Werte der Bauflächen für das Jahr 2010 stehen im 

eindeutigen Zusammenhang mit der schlechten 

Konjunkturlage und der damit verbundenen redu-

zierten Bautätigkeit bei Gewerbe und Wohnbauten. 

Mit einer Erholung der Wirtschaftslage ist ein er-

neuter Anstieg des Bodenverbrauchs für Verkehr- 

und Bauflächen zu erwarten. 

Die jährliche Versiegelungsrate wird rechnerisch 

ermittelt und entspricht 43 % der Bau- und Ver-

kehrsflächen. Im Beobachtungszeitraum konnte ei-

ne Reduktion der Versieglungsrate auf die Hälfte 

des ursprünglichen Wertes erreicht werden. Der 

Zielwert von rund 3km² oder 1 Hektar pro Tag ist 

jedoch bei Weitem noch nicht erreicht. Auch hier ist 

ein erneuter Anstieg zu erwarten, sollten sich die 

Konjunkturprognosen für die nächsten Jahre be-

wahrheiten. 

 

Qualität der statistischen Grundlagen 
Die gegenwärtig einzige österreichweite Daten-

grundlage zur quantitativen Abschätzung der Flä-

cheninanspruchnahme bildet die Digitale Ka-

tastralmappe (DKM) des 

Bundesamtes für Eich- und 

Vermessungswesen. Darin 

wird unter anderem für je-

des Grundstück in Öster-

reich die Benützungsart an-

gegeben. Zur Baufläche 

werden dabei sowohl die 

einzelnen Gebäude als 

auch befestigte Flächen, wie 

Hofzufahrten oder Parkplät-

ze gezählt, aber auch unbe-

festigte Flächen, wie bei-

spielsweise die Hausgärten. 

Da die Grundstücksdaten-

bank jedoch nur im Anlass-

fall - z.B. bei größeren Bau-

vorhaben, Neuvermessun-

gen oder Revisionen des 

Katasters - aktualisiert wird, hinkt die in der DKM 

erfasste Baufläche der tatsächlichen Bebauung 

immer einige Zeit hinterher. Alle Bundesländer ver-

fügen über wesentlich genauere statistische Grund-

lagen, die jedoch bis vor Kurzem nicht vergleichbar 

waren. Mit Ende 2010 soll dieser Mangel jedoch 

behoben werden (siehe auch nächstes Kapitel). 
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Flächeninanspruchnahme kann nur durch knappes Baulandangebot gesteuert wer-
den! 
„Benachbarte Gemeinden stehen im Wettbewerb um die gleiche Klientel. „Nur durch ein 
knappes Angebot an Bauland haben Gemeinden in Zukunft eine Chance die Flächeninan-
spruchnahme zu steuern und Einnahmen zu lukrieren. Es sind daher alle Gemeinden auf-
gefordert ihre Baulandüberhänge abzubauen.“ 

DI Siegfried Kautz (Amt der NÖ Landesregierung, Leiter der  Abteilung Raumordnung und Regio-
nalpolitik 

Fortschritte beim Flächenmanagement 

Seit 2002 werden bundesweit Maßnahmen ergriffen um den 
Bodenverbrauch zu reduzieren. 

Ab 2011 einheitliche Erfassung der Flächenin-
anspruchnahme in allen Bundesländern 
Wer den Bodenverbrauch reduzieren will, muss ihn 

auch messen können. Die quantitative Erfassung 

der Flächeninanspruchnahme birgt jedoch viel 

Sprengstoff in sich. Seit 2002 erfolgt die öster-

reichweite Beobachtung der Flächeninanspruch-

nahme durch das Umweltbundesamt, auf Basis 

von Grundstücksdaten, die vom Bundesamt für 

Eich- und Vermessungswesen generiert werden. 

Diese bundesweite Datenbeobachtung ist mit Un-

genauigkeiten verbunden und wird von vielen 

Bundesländern kritisiert, da landesintern meist 

hochwertigere Daten zur Verfügung stehen. Die 

Daten der Bundesländer waren jedoch lange Zeit 

nicht vergleichbar, da unterschiedliche Begrifflich-

keiten und Parameter zur Anwendung kamen. Im 

Jahr 2009 konnte eine Einigung der Raumord-

nungsexpertInnen der Bundesländer erreicht wer-

den [5]. 

In Abstimmung mit allen Bundesländern wird es 

mit Ende 2010 eine einheitliche Methode zur Er-

fassung und zum Monitoring der Landbedeckung 

in Österreich geben. Endprodukt ist eine gemein-

same Nomenklatur und die Einigung auf einen 

einheitlichen Objektkatalog. Die Methodik zur Be-

stimmung der bebauten Flächen wird im Rahmen 

des Forschungsprojektes LISA (Land Information 

System Austria) getestet werden. Wichtige Meilen-

steine dieser Einigung sind die Unterscheidung 

zwischen „Widmung“ und „Realnutzung“ und die 

Definition von Indikatoren zum Raummonitoring. 

 
Bauland Mobilisierung 

In Österreich sind rund 26 % des gewidmeten Bau-

landes nicht bebaut und stellen als sogenannte 

„Baulandreserve“ einen Vorrat für zukünftige Bau-

vorhaben dar. Diese sind häufig genau dann nicht 

verfügbar, wenn tatsächlich gebaut werden soll, 

weil die Eigentümer nicht verkaufswillig sind. Die-

ses Phänomen führt üblicherweise zu neuen Bau-

landausweisungen am Siedlungsrand und zu weite-

rer Zersiedlung von Ortsstrukturen. Um diesem 

Trend entgegenzuwirken haben alle Bundesländer 

in ihren Raumordnungsgesetzen strengere Rege-

lungen zur Baulandnutzung eingeführt.  

In den Bundesländern liegen die Baulandreserven 

zwischen 6 % und 34 %. Vergleichende Darstellun-

gen der Bundesländer sind derzeit noch nicht sinn-

voll, da die Erhebungsmethoden der Bundesländer 

zu stark voneinander abweichen.  

Wichtige Einflussgrößen sind die Grundstücks-
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Baulandmobilisierende Maßnahmen der Bundesländer  

 B Ktn NÖ OÖ Sb St T V W* 
Bebauungsfristen          
Vertragsraumordnung          
Grundstückszusammenlegung          
Aufschließungsbeiträge          
Bodenbeschaffungsfonds          
Freiraumschutz          

 

preise, der Anteil des Dauersiedlungsraumes an 

der Landesfläche und die Maßnahmen der Lan-

desregierungen. 

Die Baulandmobilisierung soll eine flächensparen-

de Siedlungsentwicklung unterstützen, die optima-

le Nutzung der Siedlungsinfrastruktur ermöglichen, 

unverbaute Landschaften erhalten und die Verfüg-

barkeit von Bauland zu vertretbaren Preisen be-

wirken. Mögliche Instrumente dafür sind beispiels-

weise die Festlegung von Bebauungsfristen, die 

Vertragsraumordnung, Zusammenlegungsabkom-

men, Baurechtsaktionen, Aufschließungsbeiträge 

und die Einrichtung von Bodenbeschaffungsfonds. 

Die nachstehende Tabelle gibt eine Übersicht der 

gesetzlich verankerten „Bauland mobilisierenden 

Maßnahmen“ der Bundesländer. Im nachfolgenden 

Abschnitt sind für jedes Bundesland die bereits ge-

setzten Maßnahmen zur Reduktion des Boden-

verbrauchs und zur Erhaltung von Freiräumen dar-

gestellt. Weiters wird auch auf die Verfügbarkeit 

von Flächen und Bedrohung durch Naturraumge-

fahren eingegangen. 
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Kärnten 

 
Dauersiedlungsraum 24 % der Landesfläche 
Bevölkerungsdichte 59 EW/km² 
Baulandreserven* 93 m²/EW 

*Ermittlung durch Verschneidung der digitalen Flächenwid-
mung mit den Gebäuden, die zuvor aus den Orthofotos au-
tomatisch gefiltert wurden. 

Burgenland 

 
Dauersiedlungsraum 62 % der Landesfläche 
Bevölkerungsdichte 72 EW/km² 
Baulandreserven* 225 m²/EW 

*Die Baulandreserven wurden mittels GIS-Auswertung aus 
der digitalen Flächenwidmung und der DKM ermittelt  

Flächenmanagement in den Bundesländern 

Burgenland. Alle burgenländischen Gemeinden 

verfügen über einen digitalen Flächenwidmungs-

plan, der über das Internet einsehbar ist. Durch 

Vergleiche mit aktuellen Luftbildern werden Aus-

sagen zu bebautem und unbebautem Bauland ge-

troffen. Eine Welle an Bauland Widmungen hat in 

den 1970er Jahren große Baulandreserven ge-

schaffen. Derzeit sind überschlägig rund 30% des 

Baulandes zur Wohnnutzung und rund 40 – 50% 

des Baulandes für betriebliche Nutzung unbebaut. 

Dies erklärt den hohen Kennwert von 225m² Bau-

landreserve pro Einwohner [5].  

Die theoretische Möglichkeit bereits gewidmetes 

Bauland wieder rück zu widmen wird bei Bauland 

mit Widmung vor dem Jahr 2000 in der Praxis von 

den Gemeinden kaum angewendet („Kann Be-

stimmung“ des Burgenl. ROG). 

Seit 2000 werden durch das Burgenländische 

Raumordnungsgesetz gem. §11a „Maßnahmen 

zur Baulandmobilisierung“ vorgeschrieben [6]. Der 

Freilandschutz ist im Landesentwicklungspro-

gramm (Verordnung des Landes) geregelt. 

• Bebauungsfrist: Bei neuen Baulandausweisun-

gen muss der aktuelle Bedarf nachgewiesen 

werden, neu ausgewiesenes Bauland muss 

durch die Gemeinden befristet werden, Gemein-

den dürfen die Flächen vor der Baulandauswei-

sung erwerben und können diese in Verbindung 

mit einem „Bauzwang“ verkaufen.  

• Raumordnungsverträge. Ebenso besteht die 

Möglichkeit, durch privatrechtliche Verträge die 

Kosten für die Grundstückserschließung auf den 

Grundeigentümer zu übertragen. 

Fazit: Es erfolgt eine effiziente Baulandbewirtschaf-

tung bei „neuem“ Bauland (Ausweisung nach 

2000). Die Mobilisierung von altem Bauland ist 

nach wie vor schwierig, eine Besteuerung von un-

bebautem Bauland wäre wünschenswert. 

Kärnten. Aktuelle Daten zur Flächenwidmung 

betragen 21.424 Hektar für gewidmetes Bauland 

bzw. 382 m² pro Einwohner (Stand Sept. 2009) Da-

von sind rund 3.000 Hektar als Bauflächen für Ge-

werbe gewidmet, wovon rund ein Drittel derzeit un-

genutzt sind. Flächenwidmung und Bebauung sind 

in Kärnten vollständig erfasst. Es gibt von allen 

Gemeinden digitale Widmungspläne mit Bauland-

widmungen und Baulandreserven. Durch Ver-

schneidungen mit Orthofotos sind auch die tatsäch-

lichen Bebauungen erfasst. Bei den digitalen Flä-
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Niederösterreich 

 
Dauersiedlungsraum 58 % der Landesfläche 
Bevölkerungsdichte 84 EW/km² 
Baulandreserven* 134 m²/EW 

*Hochgerechnet auf alle 573 Gemeinden von bisher 506 
ausgewerteten Gemeinden 

chenwidmungsplänen gibt es teilweise Diskrepan-

zen mit den örtlichen Entwicklungskonzepten. 

Ebenso ist die aktuelle Nutzung bzw. Unternut-

zung, sowohl im Wohnbereich als auch bei den 

Gewerbeflächen, nicht vollständig erfasst.  

• Privatwirtschaftliche Verträge zwischen Ge-

meinden und Grundstückseigentümern können 

im Rahmen des Kärntner Gemeindeplanungs-

gesetz abgeschlossen werden. Diese können 

eine Bebauungspflicht innerhalb einer definier-

ten Frist vereinbaren, andernfalls ist eine Sank-

tionsstrafe zu entrichten. Ebenso kann eine Be-

teiligung der Grundeigentümer an den entste-

henden Aufschließungskosten vereinbart wer-

den [7]. 

• Aktive Bodenpolitik. Gute Erfahrungen gibt es 

mit dem Kärntner Bodenbeschaffungsfonds, der 

als Instrument der Raumordnung eingerichtet 

wurde. Hauptaufgabe ist die Förderung von ak-

tiver Bodenpolitik in den Gemeinden. Dies wird  

durch Darlehen zur Finanzierung von Grund-

stücksankäufen bewerkstelligt. 

• Freiraumschutz. Das Freiraumkonzept Kärnten 

[8] definiert unzerschnittene Freiräume von 

ökologischer Bedeutung. Diese sind vor weite-

rer Verbauung durch Vorgaben der überörtli-

chen Raumplanung geschützt. 

Niederösterreich. Mit Dezember 2008 waren in 

den niederösterreichischen Gemeinden in Summe 

81.874 Hektar als Bauland gewidmet und davon 

26 % unbebaut. Diese elektronische Auswertung 

wurde mit den Ergebnissen von 506 detaillierten 

Baulandbilanzen der insgesamt 573 NÖ Gemein-

den abgeglichen. Bei rund 90 % der 506 Gemein-

den gab es lediglich eine Abweichung im Promille-

bereich. Der hohe Deckungsgrad der elektroni-

schen amtlichen Auswertung mit der Erhebung 

durch die zivilen Ortsplaner der Gemeinden, lässt 

auf die weitgehende Richtigkeit der Zahlen schlie-

ßen. Der bisherige Aufwand für die Flächenbilanz 

hat die Notwendigkeit mehrfach geprüfter Basisda-

ten bestätigt. Nur mit gesicherten Basisdaten las-

sen sich seriöse Vergleiche mit künftigen Bilanzen 

anstellen und so verantwortbare Aussagen treffen. 

Dementsprechend hoch ist der Detailierungsgrad. 

Von den vorliegenden 506 Gemeinden werden je-

weils die einzelnen Baulandwidmungsarten in „be-

baut“ und „unbebaut“ auf 0,01 ha Genauigkeit bi-

lanziert. 

Die Abteilung für Raumordnung und Regionalpolitik 

der niederösterreichischen Landesregierung plant 
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Oberösterreich 

 
Dauersiedlungsraum 55 % der Landesfläche 
Bevölkerungsdichte 118 EW/km² 
Baulandreserven* 113 m²/EW 

* lt. Angaben in den Baulandbilanzen der Gemeinden im Zu-
ge der Erstellung/ Überarbeitung des Flächenwidmungs-
plans (gerundet)

ein jährliches Update der elektronischen Flächen-

bilanz. Die Nachführung der Baulandbilanzen 

durch die zivilen Ortsplaner erfolgt im Zusammen-

hang mit Änderungsverfahren in den betreffenden 

Gemeinden.  

Nach dem Niederösterreichischen Raumord-

nungsgesetz [9] sind sowohl Baulandbefristungen 

als auch privatwirtschaftliche Maßnahmen im Sin-

ne der Baulandmobilisierung möglich. 

• Bebauungsfrist. Gemäß §16a des ROG 2007 

können Gemeinden neue Baulandwidmungen 

mit 5 Jahren befristen. Nach Ablauf der Frist ist 

eine Rückwidmung ohne Entschädigung mög-

lich. 

• Privatwirtschaftliche Verträge. Bei neuen Bau-

landwidmungen können Gemeinden mit Grund-

eigentümern privatrechtliche Verträge abschlie-

ßen. Diese können eine Bebauungsfrist, eine 

Rückgabe an die Gemeinde bei Nichteinhaltung 

der Frist, die Festlegung bestimmter Nutzungen 

und Maßnahmen zur Verbesserung der Bau-

landqualität (Infrastruktur) festlegen. 

• Freiraumschutz. Seit 1999 verfügt das NÖ ROG 

über die Widmungsart „Grünland-Freihalte-

flächen. Die Flächen sind typischer Weise land-

schaftsprägende Freiräume oder hochwasser-

gefährdete Flächen und sind von jeglicher Be-

bauung freizuhalten [10]. 

Fazit: Die Bundesweite Statistik des BEV ist  zu 

hinterfragen. Die realen Werte zu den Siedlungs-

flächen (inkl. Freizeitflächen etc.) liegen in Nieder-

österreich jedenfalls weit unter der BEV Statistik. 

Trotz Datendiskussion herrscht aber auf jeden Fall 

Handlungsbedarf und es sind alle Sektoren aufge-

fordert sich mit dem Thema auseinanderzusetzen 

und einen Beitrag zu leisten. 

 

 

 

Oberösterreich. In der oberösterreichischen Bo-

denbilanz werden Entwicklungen zur Bodenflä-

chennutzung und Flächenwidmung alle drei Jahre 

veröffentlicht [11]. Gemäß der letzten Erhebung ist 

die jährliche Flächeninanspruchnahme in Oberös-

terreich derzeit rückläufig. Im Wohnbereich ist ein 

stärkerer Rückgang zu verzeichnen als in der Be-

triebsansiedlung. Das gewidmete Bauland betrug 

bei der letzten Erhebung 56.635 Hektar, dies ent-

spricht rund 417 m² pro Einwohner. Die Baulandre-

serven konnten zwischen 2003 und 2006 von 33 % 

auf 28 % reduziert werden. 

Im Oberösterreichischen Raumordnungsgesetz 

sind konkrete Maßnahmen zur Baulandmobilisie-

rung definiert [12]. 

• Aufschließungs- und Erhaltungsbeiträge. Die 

Gemeinde hat dem Eigentümer eines als Bau-

land gewidmeten Grundstücks, das nicht bebaut 

ist, einen Aufschließungsbeitrag vorzuschreiben. 

Der Betrag richtet sich nach der Qualität der ge-

leisteten Aufschließung (Wasserversorgung, 

Kanalisation, Straßenanlagen etc.). 

• Privatwirtschaftliche Verträge. Gemeinden kön-

nen mit Grundstückseigentümern Verträge über 
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Salzburg 

 
Dauersiedlungsraum 20 % der Landesfläche 
Bevölkerungsdichte 74 EW/km² 
Baulandreserven* 65 m²/EW 

*Hochgerechneter Schätzwert aus Verbauungserhebungen 

die zeitgerechte und widmungsgemäße Nut-

zung von Grundstücken vereinbaren. Darüber 

hinaus können Gemeinden Grundflächen für 

den örtlichen Bedarf erwerben und Vereinba-

rungen zur Sicherung des förderbaren Wohn-

baus treffen. 

• Aktive Bodenpolitik. Seit 1994 unterstützt das 

Land Oberösterreich die Gemeinden beim Er-

werb von Grundstücken für Wohn- und Be-

triebsbauten durch pauschalierte Direktzu-

schüsse [13]. 

Fazit: Ein nachhaltiges und sinnvolles Flächenma-

nagement darf nicht in ein „grünes“ Eck gestellt 

werden, die Thematik ist viel weitreichender und 

umfasst wirtschaftliche wie soziale Komponenten. 

Quantitative Zielvorgaben zur Flächeninanspruch-

nahme werden für Oberösterreich als kontrapro-

duktiv und entwicklungshemmend angesehen. 

Oberösterreich setzt vor allem auf freiwillige Maß-

nahmen, Anreizsysteme und Unterstützung der 

Gemeinden bei der Entwicklung einer flächenspa-

renden Siedlungsentwicklung. Abbau der Bauland-

reserven und Reduktion der jährlichen Flächenin-

anspruchnahme sind übergeordnete Ziele in Ober-

österreich. Bei den Siedlungsflächen ist die jährli-

che Flächeninanspruchnahme rückläufig. Der 

Trend stimmt und ist weiterhin zu unterstützen. Die 

dezentrale Konzentration ist ein Leitgedanke der 

oberösterreichischen Siedlungspolitik. Der Schutz 

von Grünflächen ist in den regionalen Raumor-

dungsprogrammen verankert. Die Kooperation von 

Raumplanung und Umweltschutz hat sich als kon-

struktiv erwiesen. Bewusstseinsbildung in den 

Gemeinden ist weiterhin zu fördern. 

 

 

 

 

 

 

Salzburg. Seit 2003 verfügt das Land Salzburg 

landesweit über digitale Flächenwidmungspläne. 

Der Bestand an gewidmetem Bauland lag per Juli 

2009 bei 13.440 Hektar bzw. bei rund 254 m² pro 

Einwohner. Der Zuwachs an neuausgewiesenen 

Bauland betrug für den Zeitraum 2008 – 2009 rund  

57 Hektar bzw. rund 1 m² pro Einwohner und Jahr. 

Die Baulandreserven betrugen Mitte 2009 etwa 

3.450 Hektar. Dies entspricht einem Anteil von rund 

26 % am gesamten gewidmeten Bauland. Bei den 

vorhandenen Daten handelt es sich um hochge-

rechnete Werte aufgrund einer Verbauungserhe-

bung auf Basis von Orthophotos der Jahre 2002/03. 

• Bebauungsfrist. Flächen, die nicht innerhalb der 

Frist der Nutzungserklärung gemäß verbaut 

worden sind, sollen in Grünland rückgewidmet 

werden. 

• Privatwirtschaftliche Verträge. Die Gemeinde 

kann zur Sicherung der Entwicklungsziele Ver-

einbarungen mit den Grundeigentümern, insbe-

sondere betreffend der Verwendung von 

Grundstücken und der Überlassung von 

Grundstücken an Dritte sowie die Tragung von 

Infrastrukturkosten, schließen [14]. 

• Aktive Bodenpolitik wird über die Salzburger 

Baulandsicherungsgesellschaft „Land-Invest„ 
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Steiermark 

 
Dauersiedlungsraum 30 % der Landesfläche 
Bevölkerungsdichte 74 EW/km² 
Baulandreserven* 106 m²/EW 

*Die Baulandreserven wurden mithilfe der Adresspunkte und 
der DKM-Gebäude errechnet. 

betrieben. Hauptaufgabe der Gesellschaft ist es 

Bauland für den geförderten Wohnbau, aber 

auch für den Eigenheimbau und für Gewerbe-

flächen zu sichern [15]. 

Fazit: Das Land Salzburg setzt auf eine polyzentri-

schen Raumstruktur mit dem Leitbild „Konzentra-

tion und Verdichtung der Siedlungsentwicklung 

entlang des leistungsfähigen öffentlichen Ver-

kehrs“ Für den Salzburger Zentralraum wird von 

einem dynamischen Wachstum von Bevölkerung 

und Wirtschaft ausgegangen. Um dem Leitbild ge-

recht zu werden verweist das Sachprogramm auf 

regionale Grenzwerte für den Wohnungszuwachs 

und Betriebsflächenzuwachs. Für den Salzburger 

Zentralraum wird für den Zeitraum 2001 bis 2021 

mit einem Zuwachs von 35.500 Wohnungen und 

einem Flächenbedarf von 304 Hektar für Gewerbe 

und Industrie gerechnet [16]. 

Steiermark. Aktuelle Daten zur Flächenwidmung 

betragen 52.595 Hektar für gewidmetes Bauland 

bzw. 436 m² pro Einwohner [5].  

Im Jahr 2009 beauftragte die steiermärkische Lan-

desregierung eine Studie zum Thema „Bauland-

überhänge in peripheren Gebieten“ [17]. Die Stu-

die zeigte, dass Ansiedlungsentscheidungen vor 

allem von Standortfaktoren und nur nachrangig vom 

Preis abhängen. Gemeinden in peripheren Gebie-

ten können durch Siedlungserweiterungen und An-

bieten von günstigen Baugründen kaum neue An-

rainer werben.  

Seit 2003 ist die Baulandmobilisierung ein Schwer-

punkt der Steiermärkischen Raumordnung. Mit der 

seit 2009 beschlossenen Novelle des Raumord-

nungsgesetzes wird die Baulandmobilisierung wei-

ter forciert: 

• Bebauungsfrist. Bei Bauland größer als 

3.000 m² sind Bebauungsfristen zwischen Ge-

meinde und Grundstückseigentümer verbindlich 

festzulegen. 

• Aufschließungsbeitrag. Bei der Neuerschließung 

von Baugründen ist vom Eigentümer ein Kos-

tenbeitrag für die Erschließung einzuheben. 

• Privatwirtschaftliche Verträge. Es können optio-

nal privatwirtschaftliche Verträge zwischen Ge-

meinden und Grundstückseigentümern über die 

Verwendung und die Bebauungsfrist des Grund-

stückes festgelegt werden. 

• Aktive Bodenpolitik. Die Gemeinde kann soge-

nannte „Vorbehaltsflächen“ für gemeinnützige 

Zwecke festlegen, diese sind vorrangig für den 

geförderten Wohnbau zu verwenden. 

Fazit: Das Land Steiermark setzt vor allem auf die 

Festlegung von verbindlichen regionalen Zielset-

zungen. Die Qualität der Flächennutzung und die 

regionale Betrachtung stehen im Vordergrund.  
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Tirol 

 
Dauersiedlungsraum 12 % der Landesfläche 
Bevölkerungsdichte 56 EW/km² 
Baulandreserven* 85 m²/EW 

*nach Angabe der Tiroler Raumordnung liegen die Bauland-
reserven bei 26-29% des gewidmeten Baulandes 

Tirol. Nur 12 % der Landesfläche sind als Dauer-

siedlungsraum geeignet. Davon werden rund 25 % 

für Bau- und Verkehrsflächen in Anspruch ge-

nommen – ein Teil der Verkehrsflächen liegt je-

doch außerhalb des Dauersiedlungsraumes. Die 

aktuellsten Daten zur Flächenwidmung betragen 

21.342 Hektar für Bauland (inkl. Sonder und Vor-

behaltsflächen) und 16.825 für Verkehrsflächen. 

Pro Hektar gewidmeten Baulandes stehen derzeit 

durchschnittlich rund 0,8 Hektar an Verkehrsflä-

chen zur Verfügung. Der Baulandzuwachs lag zwi-

schen 2007 und 2008 bei rund 120 Hektar. Im 

Vergleich mit anderen Bundesländern ist die 

Kennzahl „Bauland pro Kopf“ mit rund 300 m² nied-

rig.  

Baulandreserven: Für den Tiroler Zentralraum und 

Teile der Bezirke Reutte und Landeck liegen die 

Baulandreserven im Wohnbereich zwischen 26 

und 29 % - landesweite Daten fehlen noch. Eine 

landesweite Erhebung leerstehender Gebäude ist 

derzeit im Gange. 

• Privatwirtschaftliche Verträge. Die Gemeinde 

kann mit den Grundeigentümern privatrechtli-

che Vereinbarungen treffen. So kann beispiels-

weise eine bestimmte Nutzung innerhalb einer 

vorgeschriebenen Frist vorgeschrieben werden. 

Darüber hinaus kann die Verpflichtung vorge-

sehen werden, Grundflächen der Gemeinde 

oder dem Tiroler Bodenfonds (§ 93) für einen 

bestimmten Zweck, insbesondere für den geför-

derten Wohnbau, zu überlassen [18]. 

Aktive Bodenpolitik. Der Tiroler Bodenfonds ver-

fügt in zahlreichen Gemeinden über Grundstü-

cke für den Wohnbau oder für Gewerbe- und In-

dustriebauten. Oberstes Ziel ist die Schaffung 

von Wohnraum zu erschwinglichen Preisen [19].  

• Baulandumlegung. Für eine bodensparende Be-

bauung und eine zweckmäßige Verkehrser-

schließung kann Bauland umgelegt werden.  

Fazit: Flächenmanagement hat - bedingt durch die 

limitierte Flächenverfügbarkeit, den hohen Flächen-

bedarf des Tourismus und die daraus resultieren-

den teilweise sehr hohen Grundstückspreise - be-

reits langjährige Tradition. In den letzten Jahren 

konnten viele Fortschritte erzielt werden: durch ak-

tive Bodenpolitik des Tiroler Bodenfonds konnte vor 

allem im Bereich sozialer Wohnbau leistbares 

Wohnen geschaffen werden, durch spezielle Pro-

gramme für Einkaufszentren und Golfplätze konn-

ten weitere Projekte sinnvoll gesteuert werden. Na-

turräume sind heute besser geschützt, nicht zuletzt 

durch die Einrichtung von Koordinationsplattformen 

und durch die Auszeichnung landwirtschaftlicher 

Vorrangflächen. Gutes Flächenmanagement benö-

tigt viel Kommunikation mit den handelnden Akteu-

ren. Es gilt die eingeschlagene Richtung fortzuset-

zen und weitere Überzeugungsarbeit zu leisten.  

Als nach wie vor unlösbar wird die Mobilisierung „al-

ter“ Baulandwidmungen erachtet. Hier gibt es von 

Seiten der Landesraumordnung derzeit keine Mög-

lichkeiten einzugreifen.  

Das Instrument „Planwertabgabe“ wird als sinnvol-

les Steuerungsinstrument erachtet. Es erlaubt Ge-

meinden Baulandwidmungen besser zu steuern 

und schafft Finanzkraft für kommunale Projekte. Ob 

eine Realisierung verfassungsrechtlich möglich ist, 

wäre zu überprüfen. 
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Vorarlberg 

 
Dauersiedlungsraum 22 % der Landesfläche 
Bevölkerungsdichte 141 EW/km² 
Baulandreserven* 103 m²/EW 

*(Näherungswert) abgeleitet aus der digitalen Nutzungser-
hebung 2006 und rechtsgültigem Bauland 2009 

Grünzonenplan im Planungsverband Rheintal 
112 km² Fläche sind als zusammenhängende 
Grünzone ausgewiesen und dürfen per Verord-
nung nicht als Bauland umgewidmet werden 
[21]. 

Vorarlberg. Der Dauersiedlungsraum beträgt in 

Vorarlberg 22 % der Landesfläche, davon werden 

rund 21 % für Siedlungs- und Verkehrstätigkeit in 

Anspruch genommen. Gewidmetes Bauland liegt 

derzeit bei 11.021 Hektar (Jänner 2009), bzw. rund 

300 m² pro Einwohner. Zwischen 2008 und 2009 

erfolgten zusätzliche Baulandwidmungen im Aus-

maß von 48 Hektar. Die Baulandreserven landes-

weit (inkl. Bauerwartungsflächen) liegen im Jahr 

2006 bei rund 38 %. Das Land Vorarlberg hat für 

den Raum Rheintal eine Studie für den Betriebs-

flächenbedarf bis 2030 in Auftrag gegeben [20]. 

Die Studie berücksichtigt verschiedene Wirt-

schaftsszenarien und unterscheidet zwischen Brut-

to- und Nettoflächenbedarf. Die Differenz aus Brut-

to und Netto ergibt sich durch Nachverdichtung, 

Mobilisierung vorhandenen Baulandes und Brach-

flächenrecycling. Der jährliche Flächenbedarf wird 

bis 2030 demnach auf brutto maximal 22 Hektar 

p.a. und netto etwa 10 bis 16 Hektar p.a. einge-

schätzt.  

 

Zum Thema Baulandmobilisierung setzt das Land 

Vorarlberg vor allem auf aktive Bodenpolitik und 

Freiraumschutz: 

• Aktive Bodenpolitik. Als Reaktion auf die beste-

henden großen Bauflächenreserven und die Be-

deutung der Verfügbarkeit von Bauflächen wird 

seitens des Landes eine aktive Bodenpolitik 

durch die Gemeinden unterstützt. Das Land un-
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Wien 

 
Dauersiedlungsraum 74 % der Landesfläche 
Bevölkerungsdichte 4.083 EW/km² 
Baulandreserven* 6 m²/EW 
*Als Berechnungsmethode dienten interne Monitoringdaten 
der Stadtplanung Wien 12 

terstützt Grundkäufe der Gemeinden mit 30 % 

des Zinsdienstes über 5 Jahre. 

• Freiraumschutz. In den Tälern Rheintal und 

Walgau sind 136 km² Fläche als zusammen-

hängende Grünzonen ausgewiesen und dürfen 

per Verordnung nicht als Bauland umgewidmet 

werden [21].  Für die Flächensicherung für den 

Hochwasserschutz ist eine sogenannte Blauzo-

ne in Ausarbeitung. 

• Grundstückszusammenlegung. Zur Neugestal-

tung und Erschließung von Siedlungsgebieten 

können bebaute und unbebaute Grundstücke in 

der Weise neu geordnet werden, dass nach 

Lage, Form und Größe für bauliche oder sons-

tige Nutzungen zweckmäßig gestaltete und er-

schließbare Grundstücke entstehen (Umle-

gung) [22].  

Fazit: Zum Thema Baulandmobilisierung hat das 

Land Vorarlberg in den letzten Jahren vor allem 

auf die aktive Bodenpolitik des Landes und den 

Freiraumschutz gesetzt. Instrumente der Vertrags-

raumordnung sind im Rahmen der Novellierung 

des Raumplanungsgesetzes in Bearbeitung 

 

Wien. Die Stadt Wien verfügt über eine Realnut-

zungskartierung und über ein Grünraummonitoring.  

Gemäß der Realnutzungskartierung beträgt für das 

Jahr 2009 der Anteil der siedlungsbezogenen Flä-

che rund 238,6 km² oder etwa rund 57 % der Lan-

desfläche. 

Das Grünraummonitoring der Stadt Wien erfolgt 

durch die Wiener Umweltschutzabteilung (MA22). 

Es werden regelmäßig Größe, Entwicklung und Zu-

stand der Wiener Grünflächen erhoben. Im Rahmen 

des Grünraummonitorings werden Nettogrünflächen 

und Versiegelungsgrad erhoben. 

Zur Beschreibung der Grünausstattung wird für je-

den Teil der Blockstruktur der Stadtkarte (Realnut-

zung) der prozentuelle Flächenanteil der Baumkro-

nen-, Strauch- und Wiesenflächen der bebauten, 

versiegelten und nicht versiegelten Fläche angege-

ben. Ab 2005 wird zusätzlich zur Blockstruktur auch 

der Straßenbereich straßenabschnittsweise erfasst. 

Durch die visuelle Luftbildinterpretation wird im In-

nenstadt-Bereich auch die Anzahl und der Kronen-

zustand der Baumkronen erfasst. 

Fazit: Für Wien ist Standortentwicklung von größter 

Bedeutung, da angesichts der geringen Reserven 

besonders effizient mit Bauland umgegangen wer-

den muss. Die Stadt Wien steuert den Boden-

verbrauch im Wohnbau mit Hilfe des wohn-
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Flächenverschwendung durch kommunalen Wettbewerb vermeiden! 
„Benachbarte Gemeinden stehen im Wettbewerb um die gleiche Klientel. Dies hat in den 
letzten Jahren vielfach zu Flächenverschwendung und somit zu hohen öffentlichen Belas-
tungen für die Herstellung der nötigen Infrastruktur geführt. Bei der interkommunalen Be-
triebsansiedlung kooperieren benachbarte Gemeinden bei der Aufschließung neuer und 
bereits vorhandener Betriebsgrundstücke und teilen sich Kosten wie Erträge. Die Gemein-
den gehen somit ein geringeres Risiko bei der Standorterschließung und bei der Vermark-
tung ein und der Flächenverbrauch kann gering gehalten werden.“ 

Mag. Klara Wagner (Projektmanagerin bei TMG – Oberösterreichische Technologie- und Marketing-
gesellschaft m.b.H)   

fonds_wien, der Liegenschaften für den geförder-

ten Wohnbau bevorratet. 

Wohnbauförderungsmittel werden nur gewährt, 

wenn Bauvorhaben zuvor einem Bauträgerwett-

bewerb des wohnfonds_wien oder vom Grund-

stücksbeirat genehmigt werden und das Projekt 

den Kriterien Ökologie, Ökonomie, Architektur und 

soziale Nachhaltigkeit gerecht wird. 

Der Freiraumschutz wird in Wien mittels des im 

Stadtentwicklungsplan 2005 beschlossenen Leit-

bilds „Grünräume in der Stadtregion“ sichergestellt, 

welches die bauliche Entwicklung begrenzt. 

 
Gemeindekooperation 

Wichtige Einflussfaktoren des Gemeindebudgets 

sind einerseits Einnahmen aus dem Finanzaus-

gleich und andererseits Ausgaben zur Erhaltung 

der örtlichen Infrastruktur. Die Einnahmen aus dem 

Finanzausgleich steigen mit der Anzahl der Ar-

beitsplätze in ortsansässigen Betrieben und mit 

der der Anzahl der Einwohner. Ebenso steigen die 

Ausgaben mit der Erweiterung der örtlichen Infra-

struktur, wie zum Beispiel durch die Herstellung 

und Erhaltung neuer Straßen und Leitungen bei 

Siedlungserweiterungen. Bei der Aufschließung 

neuer Grundstücke können Kooperationsformen 

benachbarter Gemeinden Kosten sparen und den 

Bodenverbrauch gering halten. Bei benachbarten 

Gemeinden, die im Wettbewerb um die gleiche 

Klientel stehen, kann somit auch ein „Grund-

stücksdumping“ vermieden werden. 

In Oberösterreich hat die interkommunale Ent-
wicklung von Betriebsstandorten bereits Traditi-

on. Gemeinden kooperieren bei der betrieblichen 

Standortentwicklung und der gemeinsamen Ver-

marktung aber auch bei der Teilung der Kosten und 

Erträge. Sowohl finanzielle Ressourcen als auch 

Bodenressourcen werden effizient genutzt. „Flä-

chenverschwendung“ durch kommunalen Wettbe-

werb kann somit reduziert werden [23]. Im Jahr 

2009 gab es in Oberösterreich bereits 20 Projekte 

zur interkommunalen Standortentwicklung, wovon 

ein Projekt sogar zwischen Gemeinden der Bun-

desländer Salzburg und Oberösterreichisch ge-

schlossen wurde.  

 

Kosten der Siedlungserweiterung 
Die Erschließung neuer Grundstücke am Sied-

lungsrand erfordert neue Straßen und neue Leitun-

gen. Die Herstellung und Erhaltung der Infrastruktur 

ist wiederum zum Großteil von den Gemeinden zu 

tragen. Werden die erschlossenen Grundstücke 

später nicht effizient genutzt entstehen für die Ge-

meinden langfristig Erhaltungskosten ohne entspre-

chende Einnahmen. Zu dieser Themenstellung hat 

das Land Niederösterreich die Erstellung eines Inf-

rastrukturkostenkalkulators ("NÖ Infrastrukturkosten 

Kalkulator - NIKK") für Gemeinden in Auftrag gege-

ben, der mit Ende 2010 bereits testweise zur An-

wendung kommen soll. Der NIKK soll für die NÖ 

Gemeinden eine Hilfestellung zur Berechnung der 

langfristigen Effekte von Baulanderschließungen 
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Interkommunale Betriebsansiedlung (INKOBA) in Oberösterreich. 
Quelle: OÖ. Technologie- und Marketinggesellschaft m.b.H., http://www.inkoba.at/. 

sein, insbesondere die zu erwartenden Infrastruk-

turausgaben und Steuereinnahmen. Die Berech-

nung erfolgt einerseits auf Basis von Erfahrungs-

werten aus dem Raum Niederösterreich und ande-

rerseits durch Parameter, die von den Nutzern 

eingegeben werden müssen. Dieses Instrument 

soll einen Vergleich von einzelnen Standorten er-

möglichen bzw. eine überschlägige Einnahmen-

Ausgabenbetrachtung von Wohngebieten zu ei-

nem frühen Zeitpunkt der Planung erlauben und so 

zu einem nachhaltigen Umgang mit Grund und 

Boden beitragen [24]. 

 
Flächenschonende Wohnbauförderung 

Von den rund 40.000 Wohneinheiten, die in Öster-

reich jährlich neu gebaut werden, werden rund 

80 % mit Mitteln der Wohnbauförderung errichtet. 

Zwischen 1997 und 2006 lag das Finanzierungsvo-

lumen der Wohnbauförderungen für Neubau und 

Sanierung zwischen 2,2 und 2,8 Milliarden Euro, 

das entspricht rund 1 % des Bruttoinlandproduktes 

[25]. 

Die Wohnbauförderung nimmt durch ihre Förderkri-

terien Einfluss auf die Bauweise und Lage der ge-

förderten Objekte. Im Wohnungsneubau konnten 

die Energiestandards der geförderten Wohnbauten 

in wenigen Jahren auf Niedrigenergiestandard ge-

bracht werden. Jeder Neubau am Siedlungsrand 

oder in peripherer Lage benötigt jedoch neue Flä-

chen für Straßen und Infrastruktur und erzeugt in 

der Regel zusätzlichen Verkehr.  

Für die Zukunft gilt es daher die Wohnraumschaf-

fung im Siedlungsbestand - beispielsweise durch 

Umbauten oder Althaussanierung - und den ver-

dichteten Geschoßwohnbau verstärkt zu fördern. 
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Wer flächensparend baut erhält in Tirol mehr Wohnbauförderung  
" In Tirol ist die Wohnbauförderung darauf ausgerichtet, dass die verdichteten Bauweisen 
deutlich besser gefördert werden. Im Jahr 2009 ergingen bereits 93 % der Förderungsmit-
tel (Neubaubereich) in den verdichteten Flach- und Geschoßbau." 

Mag. Otto Flatscher (Leiter der Wohnbauförderung Tirol) 

In den Förderkriterien der Bundesländer Tirol und 

Vorarlberg wird „flächenschonende“ Wohnraum-

schaffung explizit besser gefördert. In den För-

derkriterien haben Althaussanierung und verdich-

tete Bauweisen Vorrang. 

Als Reaktion auf die Wirtschaftskrise wurden in 

Vorarlberg im Jahr 2009 besonders attraktive För-

derkriterien für die Althaussanierung eingeführt. 

Diese Maßnahme wurde vor allem zur Stützung 

der regionalen Gewerbebetriebe gesetzt, da die 

Sanierungsmaßnahmen im Vergleich zum Neubau 

arbeitsintensiver sind und qualifiziertere Arbeits-

kräfte benötigen. Innerhalb von einem Jahr konnte 

eine Verdreifachung der sanierten Wohneinheiten 

erreicht werden. Der Anteil der Sanierung am Ge-

samtfördervolumen stieg von 10 % auf 40 % zwi-

schen 2008 und 2009. Von den jährlich geförder-

ten Wohneinheiten ist in Vorarlberg die Eigenheim-

förderung bereits auf 18 %abgesunken und auch 

hier wird auf flächenschonende Bauweise geachtet 

[26]. 

Auch im Rahmen der Tiroler Wohnbauförderung 

stehen die Sanierung des bestehenden Wohnrau-

mes und verdichtete Bauweisen beim Neubau im 

Vordergrund und werden entsprechend besser ge-

fördert. Das aktuelle Fördersystem ist an die Netto-

wohndichte gekoppelt. Im Jahr 2008 ergingen 93 % 

der Fördermittel in den verdichteten Flach- und Ge-

schoßbau und nur rund 7 % in nicht verdichtete 

Bauformen. Eine komplette Ausgrenzung von nicht 

verdichteten Bauweisen aus dem Fördersystem 

wird als nicht sinnvoll erachtet [27]. 

 
 
Gemeindeinitiativen 
 

Das Land Oberösterreich fördert flächensparende 

Siedlungsentwicklung in den Gemeinden. Studien, 

Konzepte und Initiativen zur Umsetzung von flä-

chensparender Siedlungsentwicklung in Gemein-

den werden mit maximal 20.000 € gefördert [28]. In 

der ersten Förderaktion wurden 14 Projekte von 18 

Gemeinden - zwei Projekte waren gemeindeüber-

greifend – gefördert. Eine zweite Förderaktion wur-

de 2009 genehmigt bei der derzeit 16 Projekte in 

Bearbeitung stehen. Bisherige Ergebnisse zeigten, 

dass die Entwicklung von flächensparenden Sied-

lungsformen nicht nur in städtischen Gebieten, 

sondern zunehmend auch in kleineren, ländlich 

strukturierten Gemeinden ein wichtiges Thema ge-

worden ist. Die Projekte reichen von Revitalisie-

rungsprojekten für leerstehende Immobilien, über 

Projekte zur Belebung von Ortskernen, bis zur Er-

arbeitung von neuen Strategien zur flächenspa-

Vorarlberg: Geförderte Wohneinheiten 
Vor und nach Sanierungsoffensive 

0

500

1000

1500

2000

2500

3000

3500

4000

4500

2008 2009

Sanierung
Neubau

Quelle: Land Vorarlberg 2010



26 Grund genug? Flächenmanagement in Österreich 

Michelhausen 1950 und 2008 
Quelle: IM-PLAN-TAT | REINBERG UND PARTNER 

Die bebaute Fläche
hat sich verdoppelt

Die befestigte Fläche
hat sich versiebenfacht

Die Bevölkerung ist jedoch 
nur um das 1,33 fache 
(30%) gestiegen

renden Siedlungsentwicklung für ganze Gemein-

degebiete und darüber hinaus. Die Ergebnisse be-

legen eindrucksvoll, dass es eine Vielzahl an pla-

nerischen Möglichkeiten gibt, um bei der Entwick-

lung von Baulandflächen und Kosten zu sparen. 

Als besonders aktive Gemeinde erwies sich die 

Stadtgemeinde Ottensheim, die im Rahmen die-

ser Förderaktion bereits zwei Mal einen Zuschlag 

erhielt. Ottensheim hat sich die langfristige Be-

grenzung der Siedlungsbereiche, eine restriktive 

Siedlungsentwicklung im Außenbereich und die 

Reduzierung der Baulandpotenziale zum Ziel ge-

setzt und konnte bereits zahlreiche Maßnahmen 

erfolgreich realisieren. Auf die Einbindung der Be-

völkerung und Bewusst-

seinsbildung für die 

Raumnutzung wurde bei 

diesen Maßnahmen be-

sonders viel Wert gelegt. 

Intensive Landwirtschaft 

und starke Siedlungstä-

tigkeit in der Gemeinde 
Michelhausen in Nie-
derösterreich waren 

Auslöser für das Pilot-

projekt "Nachhaltiger 

Umgang mit Boden und 

Wasser". Die Verringe-

rung von Erosion und 

Versiegelung wurden als 

Hauptziele definiert. Es 

wurde erkannt, dass im 

Bereich Raumplanung und Landwirtschaft zwar ge-

nügend Instrumente zur Zielerreichung zur Verfü-

gung stehen, dass einer konsequenten Anwendung 

derselben jedoch vor allem die Ablehnung der 

Orstansässigen entgegensteht. Als Konsequenz 

wurde vor allem an der "Bewusstseinsbildung" in 

der Gemeinde gearbeitet. Informationskampagnen, 

Begehungen vor Ort mit BürgerInnen und Bewirt-

schafterInnen, aber auch die Verbreitung wichtiger 

Argumente auf Bierdeckeln half ein Umdenken zu 

erreichen. Es wurde ein Maßnahmenkatalog für die 

Handlungsbereiche "Siedlungsentwicklung", 

"Landwirtschaft" und "Bewusstseinsbildung" entwi-

ckelt. Eine generalisierte Fassung steht allen inte-

Die Gemeindearbeit aufwerten! 
„Auf Gemeindeebene werden Entscheidungen getroffen, die auf Ortsentwicklung 
und kommunalen Haushalt langfristig wirken. Entscheidungen von hoher Qualität 
brauchen Bildung, gute Information und Zeit. „Unkonventionelle“ Entscheidungen 
können durch Bewusstseinsbildung bei der Bevölkerung Akzeptanz finden. In der 
Marktgemeinde Ottensheim haben Kreativität, Kunst und Kultur einen besonderen 
Stellenwert in Alltagsthemen und fördern die Lust am Gestalten und die Neugier 
an neuen Dingen.“ 

Ulrike Böker (Bürgermeisterin der Stadtgemeinde Ottensheim)
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Lehrgang zur/m „kommunalen Boden-
schutzbeauftragten“ 
Quelle: http://www.bodenbuendnis.or.at/ 

ressierten Gemeinden zur Verfügung [31]. 

Auch in anderen Bundesländern haben einzelne  

Gemeinden bereits die Initiative ergriffen die fort-

schreitende Zersiedelung zu stoppen und die In-

nenentwicklung zu fördern. Die Gemeinde Zwi-
schenwasser in Vorarlberg hat die 1978 großzü-

gig ausgewiesenen Wohnbaulandreserven in drei 

Schritten in Freiland rückgewidmet  - insgesamt 

mehr als 31 Hektar. Die Rückwidmungen erfolgten 

nicht ohne Widerstand, da insgesamt 40 Grundei-

gentümer betroffen waren. Diese erhielten zwar 

eine Rückerstattung der bereits getätigten Investi-

tionskosten für die Baureifmachung, mussten aber 

eine erhebliche Wertminderung durch die Rück-

widmung in Kauf nehmen [29] 

Bürgermeister Josef Mathis kann heute stolz bilan-

zieren „Wir haben damit eine langfristig geordnete-

re Bebauung und eine bessere Zentrumswirkung 

der Ortschaften erreicht.“ Neben der rigiden Bau-

landpolitik setzt die Gemeinde auf Baukultur und 

nachhaltige Siedlungsentwicklung und leistete ös-

terreichweit viel Pionierarbeit, unter anderem die 

erste Solar-Schule, die erste verdichtete Passiv-

haus-Siedlung und den ersten kommunalen 

Lehmbau. Zwischenwasser erhielt 2009 den 

Hauptpreis für Baukultur in Gemeinden [30]. 

 
Flächenbewusstsein 

Gemeinden haben dank ihrer Entscheidungskom-

petenzen wesentlichen Einfluss auf die Flächenin-

anspruchnahme, die Bodengüte und den vorsor-

genden Hochwasserschutz. Leider fehlt es aber oft 

an Information und Wissen zur Thematik Boden, 

um einen sorgfältigen Umgang mit dem Boden zu 

pflegen.  

Seit 2009 wird in den Bundesländern Niederöster-

reich und Oberösterreich ein Lehrgang zum/zur 

"Kommunalen Bodenschutzbeauftragten" angebo-

ten. Zielgruppe sind vor allem Gemeinderäte und 

GemeindemitarbeiterInnen. Veranstalter ist das 

Bodenbündnis Österreich.  

In einem viertägigen Lehrgang werden die Auswir-

kungen von Bodenverbrauch und Versiegelung so-

wie die Möglichkeiten und Handlungsfelder der 

Gemeinden vermittelt. 

 
Verwertung von Industrie- und Gewerbebrachen 

Die Verwertung von brachliegenden Industrie- und 

Gewerbestandorten zählt zu einer der wichtigsten 

Maßnahmen bei der Reduktion der Flächeninan-

spruchnahme. 

Im Jahre 2004 wurde der Bestand an industriellen 

und gewerblichen Brachflächen in Österreich an-

hand einer Studie des Umweltbundesamt auf rund 

130 km² geschätzt - das entspricht der Fläche von 

Graz. Dieser Bestand wächst kontinuierlich mit ge-

schätzten 3 Hektar pro Tag.  

Die Flächen wurden nach ihrer Lage und dem lau-

fenden Bedarf analysiert. Die Ergebnisse zeigten, 

dass rund ein Sechstel des jährlichen Bauflächen-
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Leitfaden zur Wiederverwertung von in-
dustriellen Brachflächen 
Quelle: http://www.lebensministerium.at 

 

neubedarfs durch Revitalisierung von verlassenen 

Standorten gedeckt werden könnte. Rund 85 % 

dieser Flächen sind nicht oder nur wenig kontami-

niert, lediglich bei 15 % der Brachflächen wird ein 

Verdacht auf Boden- bzw. Grundwasserverunrei-

nigung vermutet. Bei rund 2 – 3 % der Flächen be-

steht vermutlich konkreter Sanierungsbedarf. Ei-

nen überdurchschnittlichen Brachflächenanfall 

weisen, neben den großen Städten, alle ländlichen 

Regionen mit Industriegeschichte auf [32].  

Um Investoren und Bauträgern mehr Sicherheit bei 

der Verwertung von Industrie- und Gewerbebra-

chen zu bieten, veröffentlichte das Lebensministe-

rium im Jahr 2008 den Leitfaden „(Bau)Land in 

Sicht“, dieser veranschaulicht mit zahlreichen Bei-

spielen die Vorteile der Brachflächenrevitalisierung 

[33]. 

Ein Jahr später erscheint die ÖNORM S2093, mit 

dem Titel „Erfassung und Beurteilung des Umwelt-

zustandes bei der Liegenschaftsbewertung ― 

Nachnutzung und Kostenermittlung bei Brachflä-

chen“. Das Dokument liefert erstmals eine von Im-

mobilienexperten und Kontaminationsexperten an-

erkannte Grundlage, welche Grunddaten bei Kon-

taminationsverdacht zu erheben und mit welchem 

Risiko Informationslücken zu bewerten sind [34]. 

 
Leerflächenmanagement 
Steiermark. Als Investorenservice bietet das Steiri-

sche Wirtschaftsservice ein Internetportal mit aktu-

ell zur Verfügung stehenden Betriebsarealen an. 

Derzeit werden erschlossene Betriebsflächen von in 

Summe 6 Mio m² über dieses Portal beworben. 

• http://www.standortservice.at 

Zur Belebung innerstädtischer Gewerbebrachen 

bieten Fürstenfeld und Bruck an der Mur speziel-

le Portale für alle zur Verfügung stehenden gewer-

beflächen an. 

• http://www.fuerstenfeld.at/index.php?id=66 

• http://www.bruckmur.at/marketing/Leerflaechen.

pdf 

Niederösterreich. Das Leerflächeninformations-

system LIS soll als Instrument zur Wiederbelebung 

brachliegender Gewerbeflächen und damit zur Be-

lebung innerstädtischer Kernzonen dienen. In Ko-

operation zwischen Landesregierung und Wirt-

schaftskammer werden in ganz Niederösterreich In-

formationen über verfügbare Geschäftsflächen und 

zentrale Wirtschaftsdaten von Gemeinden gesam-

melt und aufbereitet. Zusätzlich wird Wissen zu wei-

teren ortskernbelebenden Maßnahmen weitergege-

ben. 

http://www.leerflaechen.at 
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Perspektiven 

Die vorhandenen Bodenressourcen schützen und Flächen-
inanspruchnahme von morgen so gering wie möglich halten 

.
Die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme 

zählt nach wie vor zu den großen Herausforderun-

gen der Bundesregierung und ist seit 2002 ein de-

finiertes nationales Umweltziel.  

In den letzten Jahren konnte zwar ein leichter 

Rückgang bei der jährlichen Flächeninanspruch-

nahme beobachtet werden, die Erreichung des na-

tionalen Nachhaltigkeitszieles wurde jedoch weit 

verfehlt (siehe auch Kapitel „Monitoring“). In den 

Bundesländern wurden durch Adaption der Lan-

desraumordnungsgesetze und durch Fördermaß-

nahmen der Länder bereits ein guter Weg einge-

schlagen, um die Flächeninanspruchnahme in Zu-

kunft weiter zu reduzieren. Viele dieser Maßnah-

men sind völlig neu und können erst in einigen 

Jahren sichtbare Ergebnisse liefern. 

Für eine Entkoppelung von Wirtschaftswachstum 

und Flächeninanspruchnahme müssen auf vielen 

Ebenen weitere Veränderungen erreicht werden. 

Die verstärkte Nutzung vorhandener Entwick-

lungspotenziale, wie Brachflächenrecycling und 

Nachverdichtung, sowie die Aktivierung von Bau-

lücken und bereits erschlossenen Baugebieten 

sind wesentliche Elemente einer nachhaltigen 

Kommunalentwicklung. Diese tragen nicht nur dem 

Schutz der Umwelt Rechnung, sie verbessern 

auch die Auslastung bestehender Infrastrukturen 

und vermindern dadurch Kosten für Bürger und 

Kommunen. 

Österreich verfügt über beachtliche Flächenres-

sourcen in Form von Baulandreserven, Gewerbe-

brachen und untergenutztem Siedlungsbestand. 

Für die Nutzung dieser Flächenressourcen fehlen 

einerseits die Wissensvermittlung und andererseits 

die wirtschaftlichen Anreize. 

Ein besonders wichtiges Element ist die Überzeu-

gungsarbeit in der Bevölkerung. Das Wissen um die 

negativen Effekte der Flächeninanspruchnahme ist 

noch nicht verankert. 

 

Abgeleitete Maßnahmen 
 
Aus der Diskussion und dem Austausch zu beste-

henden Erfahrungswerten ergeben sich folgende 

Kernthemen: 

• Ziele & Monitoring verbessern 

• Finanzielle Anreize für effiziente Flächennutzung 

schaffen 

• Freiräume schützen 

• Gemeinden als regionale Gestalter stärken  

• Wissensgrundlagen verbessern 
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Erfahrungswerte  
 
Salzburg: Das „Sachprogramm Standortent-
wicklung für Wohnen und Arbeiten im Salzbur-
ger Zentralraum“ verweist auf regionale Grenz-
werte für den Wohnungszuwachs und Betriebs-
flächenzuwachs [16]. Für den Salzburger Zent-
ralraum wird für den Zeitraum 2001 bis 2021 mit 
einem Zuwachs von 35.500 Wohnungen und 
einem Flächenbedarf von 304 Hektar für Ge-
werbe und Industrie gerechnet. 
Vorarlberg. Im Jahr 2009 beauftragte die Lan-
desregierung eine Studie für den Betriebsflä-
chenbedarf bis 2030 [20]. Die Studie berück-
sichtigte verschiedene Wirtschaftsszenarien und 
unterschied zwischen Brutto- und Nettoflächen-
bedarf. Die Differenz aus Brutto und Netto er-
gab sich durch Nachverdichtung, Mobilisierung 
vorhandenen Baulandes und Brachflächenre-
cycling. Der jährliche Flächenbedarf wurde bis 
2030 demnach auf brutto maximal 22 Hektar 
p.a. und netto etwa 10 bis 16 Hektar p.a. einge-
schätzt. 

 
Ziele & Monitoring verbessern 

 
Zur bundesweiten Beobachtung der Flächeninan-

spruchnahme sind bereits Verbesserungen im 

Gange. Die Bundesländer haben sich auf eine ein-

heitliche Methode zur Erfassung und zum Monito-

ring der Landbedeckung in Österreich geeinigt. Ab 

2011 kann mit vergleichbaren Bundesländerdaten 

zur Landbedeckung gerechnet werden. Weitere 

Meilensteine in der Raumbeobachtung sind die 

Unterscheidung zwischen „Widmung“ und „Real-

nutzung“ und die Definition von Indikatoren zum 

Raummonitoring. Ein weiterer Schritt wäre eine 

Regionalisierung der Bodenverbrauchsziele unter 

Berücksichtigung aller möglichen Flächenpotentia-

le. 
 
 
Finanzielle Anreize für effiziente Flächennutzung schaffen 
 
Ein klares Ergebnis der Fachdiskussion war das 

Fehlen finanzieller Anreize für die Innenentwick-

lung. Die finanziellen Vorteile für Investoren und 

Eigenheimgründer zur Entwicklung innerörtlicher 

Standorte sind derzeit kaum sichtbar. Hier ergibt 

sich einerseits die Möglichkeit bestehende Syste-

me zu adaptieren und andererseits neue Systeme 

einzuführen. Von den bereits bestehenden Syste-

men sei hier auf die Wohnbauförderung, die Ver-

tragsraumordnung und die Bodenwertabgabe ver-

wiesen. 

Wohnbauförderung adaptieren. Österreichweit 

werden 60 bis 80 % aller neugebauten Haushalte 

über die Wohnbauförderung mitfinanziert. Die För-

derrichtlinien können Bauweisen und Standortwahl 

maßgeblich beeinflussen. Die Wohnbauförderun-

gen der Länder sind angehalten in ihren Förderkri-

terien der Innenentwicklung Vorrang zu geben. Ös-

terreich verfügt einerseits über enorme Bestände 

an Wohnbauten, die nicht mehr den heutigen An-

sprüchen entsprechen und andererseits über einen 

großen Bestand an Gewerbebrachen. Die Heraus-

forderung liegt in der Umgestaltung und Aktivierung 

dieser Bestände. 

• Sanierung des Wohnbestandes  Förderung 

von Umbau und Anbauten, thermische Sanie-

rung 

• Abbruch und Neubau im Bestand 

• Entwicklung innerörtlicher Flächen 

/Gewerbebrachen insbes. für den gemeinnützi-

gen Wohnbau) 
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Erfahrungswerte 
 
Vorarlberg. In Vorarlberg wurde im Jahr 2009 
die Wohnraumsanierung zum Förderschwer-
punkt erklärt. Die Anzahl der sanierten Wohn-
einheiten stieg von 43 % auf 70 %. Ein weiterer 
Förderschwerpunkt ist die Verbesserung der 
Wohnumfeldqualität, in den Jahren 2008 und 
2009 wurden insgesamt 140 neue Spielplätze 
errichtet. Als weitere Maßnahme zur Forcierung 
der Innenverdichtung werden auch Abbruch-
maßnahmen an nicht erhaltenswerter Bausub-
stanz mitgefördert.   
Tirol. Hier ist das Fördersystem an die Netto-
wohndichte gekoppelt. Im Förderjahr 2009 
konnten somit 93 % aller geförderten Wohnein-
heiten in verdichteter Bauweise errichtet wer-
den.  
In beiden Bundesländern ist die Eigenheimför-
derung seit Jahren stark rückläufig und beträgt 
mittlerweile nur noch einen geringen Prozent-
satz der insgesamt geförderten Wohneinheiten. 

• Erhöhte Förderung von verdichteten Bauweisen 

und versiegelungsarmer Nutzflächen. 

• Hilfestellung für Eigenheimbauer: verfügbare 

Flächen im Siedlungsbestand, flächensparende 

Bauweisen. 

• Umfeldqualität: Förderungen für Gemeinden zur 

Verbesserung der Wohnqualität  Rückbau 

und Begrünung von Gewerbebrachen, Errich-

tung neuer Grünräume, Spielplätze und Frei-

zeitflächen. 

• Bewerbung verdichteter Bauweisen. 

 

Bodenwertabgabe adaptieren. Ein nach wie vor 

ungelöstes Problem ist die Mobilisierung von un-

genutztem Bauland. Die Baulandreserven betra-

gen österreichweit derzeit rund 25 %. Bei neuen 

Baulandausweisungen können die Bundesländer 

mittlerweile durch Maßnahmen der Vertragsraum-

ordnung einen hohen Nutzungsdruck ausüben (sie-

he auch vorhergehendes Kapitel). Bei Baulandwid-

mungen älteren Datums fehlen nach wie vor prakti-

kable Instrumente. In der Fachdiskussion wurde die 

nicht vorhandene finanzielle Belastung ungenutzter 

Bauflächen als Hauptursache genannt. Eine Adap-

tion der Bodenwertabgabe könnte hier Abhilfe 

schaffen. Die Bodenwertabgabe wird jährlich auf 

unbebaute Grundstücke eingehoben und ist an sich 

ein gutes Lenkungsinstrument zur Baulandmobili-

sierung. Die Abgabe wird von den Gemeinden ein-

gehoben und verbleibt zu 96 % bei diesen, 4 % er-

gehen an den Bund. Derzeit ist die Abgabe als 

Lenkungsinstrument jedoch unwirksam, da die Bei-

träge aus zahlreichen Gründen nicht eingehoben 

werden. Im Jahr 2001 betrugen die Einnahmen aus 

dieser Abgabe bundesweit nur 5 Mio. Euro. Gründe 

zur Abgabenbefreiung sind derzeit einerseits die 

landwirtschaftliche Nutzung der betroffenen 

Grundstücke und andererseits die sehr großzügig 

bemessenen Schwellenwerte zur Abgabenbefrei-

ung. Durch eine Adaptierung der Bodenwertabgabe 

würde unbebautes Bauland einer jährlichen Abga-

benpflicht unterliegen. Eine „aktive“ Bodenwertab-

gabe liefert einerseits den Gemeinden eine zusätz-

liche Einnahmequelle und erhöht andererseits den 

Nutzungsdruck für Grundstückseigentümer. 

  

Aufschließungs- und Erhaltungsbeiträge für Inf-
rastruktur. Die Neuausweisung und Erschließung 

von (Wohn)Bauland ist mit Erschließungskosten 

und langfristigen Erhaltungskosten für die betroffe-

nen Gemeinden verbunden. Die Einrichtung kos-

tendeckender und standortbezogener Abgaben zur 

Ökologisierung der Wohnbauförderung weiter vorantreiben! 
„Die Wohnbauförderung kann ökologische und sozial verträgliche Wohnformen gezielt 
fördern. Die Energiestandards der geförderten Wohnbauten haben sich in den letzten 
Jahren signifikant verbessert. In Zukunft soll der verdichtete Wohnbau gegenüber der Ei-
genheimförderung ein Schwerpunkt werden, um der fortschreitenden Zersiedlung ent-
gegenzuwirken.“ 
Dr. Siegfried Kristan (Leiter der Wohnbauförderung Steiermark) 
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Erfahrungswerte 
 
Oberösterreich. Die Gemeinde hat dem Eigen-
tümer eines als Bauland gewidmeten Grund-
stücks, das nicht bebaut ist, einen Aufschlie-
ßungsbeitrag vorzuschreiben. Der Betrag richtet 
sich nach der Qualität der geleisteten Aufschlie-
ßung (Wasserversorgung, Kanalisation, Stra-
ßenanlagen etc.).  
Steiermark. Bei der Neuerschließung von Bau-
gründen ist von der Gemeinde ein Kostenbeitrag 
für die Erschließung beim Grundstückseigentü-
mer einzuheben. 

Erfahrungswerte 
 
Schweiz. Das Schweizer Bundesgesetz über 
die Raumplanung vom Aug. 2008 (Art. 5) er-
laubt den Kantonen im Falle einer Grund-
stückswertsteigerung durch Umwidmung einen 
Teil des Mehrwertes (Richtwert 20%) abzu-
schöpfen. 
 
http://www.admin.ch/ch/d/sr/7/700.de.pdf 

Erfahrungswerte 
 
Landesmittel für kommunale Bodenpolitik 
OÖ: Das Land Oberösterreich unterstützt Ge-
meinden beim Erwerb von Grundstücken für 
Wohn- und Betriebsbauten durch pauschalisier-
te Direktzuschüsse. 
Ktn: Das Land Kärnten gewährt den Gemein-
den Darlehen zur Finanzierung von Grund-
stücksankäufen. 
Vbg: Das Land unterstützt Grundkäufe der Ge-
meinden mit 30 % des Zinsdienstes über 5 Jah-
re. 
T: Der Tiroler Bodenfonds ist eine Landesorga-
nisation und verfügt in zahlreichen Gemeinden 
über Grundstücke für den Wohnbau oder für 
Gewerbe- und Industriebauten. Die Vergabe der 
Bauplätze erfolgt über die jeweilige Gemeinde. 

Errichtung und Erhaltung von Infrastruktur beein-

flusst Standortentscheidungen im Sinne der In-

nenwicklung. In bereits sieben, demnächst acht  

Bundesländern ist der Abschluss von Verträgen 

zwischen Gemeinde und Grundstückseigentümer 

per Landesraumordnungsgesetz möglich. Die 

Bundesländer Oberösterreich und Steiermark ha-

ben sich bereits für verpflichtende Aufschließungs-

beiträge bei der Neuerschließung von Bau-

grundstücken entschlossen. Die verpflichtende 

Einhebung von Aufschließungs- und Erhaltungs-

beiträge für Infrastruktur ist auf alle Bundesländer 

auszuweiten. 

 

 

Neue Instrumente einführen 
Planwertabgabe. Die Planwertabgabe erfolgt 

durch einen Vertrag zwischen Grundstückseigen-

tümer und Gemeinde. Erfolgt durch Umwidmung 

eines Grundstückes eine Wertsteigerung so kann 

diese bis zu einem gewissen Anteil (Schweiz bis 

zu 60 %) von der Gemeinde abgeschöpft werden 

und in gemeinnützige Projekte investiert werden. 

Das Instrument „Planwertabgabe“ wird als sinnvol-

les Steuerungsinstrument erachtet. Es erlaubt Ge-

meinden Baulandwidmungen besser zu steuern 

und schafft Finanzkraft für kommunale Projekte. Ob 

eine Realisierung verfassungsrechtlich möglich ist, 

wäre zu überprüfen. 

 
Landesförderungen für flächensparende Ge-
meindeentwicklung. Anreizförderungen für flä-

chensparende Entwicklungskonzepte, zur Erhö-

hung der Wohnumfeldqualität und zur Belebung 

von Ortskernen können Städte und Gemeinden als 

Wohnorte aufwerten und die Flächeninanspruch-

nahme langfristig reduzieren. Eine thematische 

Ausweitung bestehender Fördersysteme ist anzu-

streben, um mehr Spielraum für neue Ansätze zu 

gewinnen. 

Aktive Bodenpolitik. Landesförderungen zum An-

kauf von Grundstücken ermöglichen Gemeinden 

das Betreiben aktiver Bodenpolitik. 

 

Flächensparende Konzepte zur Siedlungsentwick-

lung. Bei den örtlichen Entwicklungskonzepten wird 

oft am falschen Ort gespart und nur ein einfaches 

Konzept erstellt. Die langfristigen Auswirkungen 

von Siedlungserweiterungen und die Einrichtung 

von Gegenmaßnahmen werden meist kaum be-

handelt. Die Förderung von Gesamtkonzepten zu 
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Erfahrungswerte 
 
Stadt und Dorferneuerung in Niederöster-
reich. Der Verein "NÖ Dorf- und Stadterneue-
rung wird von der NÖ Landesregierung unter-
stützt mit dem Ziel, die NÖ Ortskerne mit zahl-
reichen innovativen Projekten zu beleben und 
die Identifikation der BewohnerInnen zum Orts-
kern zu stärken. Zur Sanierung leerstehender 
Gebäude und zur Nachverdichtung stehen Mit-
tel der Wohnbauförderung zur Verfügung. 
Mehr Info: http://www.dorf-stadterneuerung.at/ 

Erfahrungswerte 
 
Ktn: Das Freiraumkonzept Kärnten definiert 
unzerschnittene Freiräume von ökologischer 
Bedeutung, diese sind vor weiterer Verbauung 
durch Vorgaben der überörtlichen Raumplanung 
geschützt [8]. 
NÖ: Das NÖ Raumordnungsgesetz verfügt über 
die Widmungsart „Grünland-Freihalteflächen“ - 
typischerweise landschaftsprägende Freiräume 
oder hochwassergefährdete Flächen – welche 
vor jeglicher Bebauung freizuhalten sind [10]. 
Vbg: Es können per Verordnung „Landesgrün-
zonen“ festgelegt werden, derzeit im Rheintal: 
rd 112 km² und im Walgau rund 24 km². Diese 
sind vor einer Umwidmung in Bauland geschützt 
[21]. Eine „Blauzone“ als Flächensicherung für 
den Hochwasserschutz ist derzeit in Ausarbei-
tung. 

flächensparender Siedlungsentwicklung in Ge-

meinden und Städten ist als Initialzündung zu se-

hen, die sich langfristig positiv auf die kommunale 

Siedlungsentwicklung auswirkt. 

Ortskernförderung. Die Belebung der Ortskerne ist 

ein essentieller Bestandteil der Innenentwicklung. 

Neben der klassischen Instandhaltung attraktiver 

Gebäude  sollten hier innovative Maßnahmen zur 

Wohnumfeldverbesserung angedacht werden, wie 

zum Beispiel die Förderung von Abbruch und Frei-

raumgestaltung bei unverwertbaren Gebäuden. 

Imagekampagnen. Die negativen Effekte der Zer-

siedelung sind in vielen Gemeinden nicht im Be-

wusstsein der Bevölkerung verankert. Ebenso be-

stehen Wissensdeffizite wie Gemeinden gegen-

steuern können. Durch Imagekampagnen zu kom-

pakter Siedlungsentwicklung und verdichteten 

Wohnformen im Siedlungsbestand kann die Ge-

meindebevölkerung mit neuen Wohn- und Sied-

lungsformen vertraut werden. 

 
Freiräume schützen 
 
Zusammenhängende Grünräume und landschaft-

lich erhaltenswerte Freiräume können per Landes-

gesetz geschützt und einem Bauverbot unterzogen 

werden. Diese Maßnahme wird von den Bundes-

ländern Burgenland, Kärnten, Niederösterreich, 

Oberösterreich, Salzburg und Vorarlberg bereits 

erfolgreich implementiert. 

 

 

 

 

 

 
 
Gemeinden als regionale Gestalter stärken  
 
„Gemeinden sind zum Wachstum verdammt“, diese 

Meldung fiel im Rahmen der Fachdiskussion mehr-

fach und ist damit zu begründen, dass mit der An-

zahl der lokalen Arbeitsplätze und Einwohner auch 

die Einnahmen aus dem Finanzausgleich steigen. 

Die Ansiedlung neuer Einwohner und Betriebe hat 

daher in vielen österreichischen Gemeinden nach 

wie vor Priorität. Dass Betriebsansiedlung und 

Siedlungserweiterung sich langfristig durchaus ne-

gativ auf das Gemeindebudget auswirken können, 

steht bei Planungsentscheidungen oft nicht zur 

Diskussion. In Zukunft muss der Ausstieg aus dem 

Entwicklungsziel „mehr Einnahmen durch mehr 

Ansiedlung“ gelingen. 
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Erfahrungswerte  
 
Lehrgang zum/r kommunalen Bodenschutz-
beauftragten. In einem viertägigen Lehrgang 
werden die Auswirkungen von Bodenverbrauch 
und Versiegelung und die Möglichkeiten und 
Handlungsfelder der Gemeinden vermittelt. 
Zielgruppe sind vor allem Gemeinderäte und 
GemeindemitarbeiterInnen. Veranstalter ist das 
Bodenbündnis Österreich.  
http://www.bodenbuendnis.or.at/ 
 
Infrastrukturkostenkalkulator für Siedlungs-
erweiterungen. Wird derzeit im Auftrag der NÖ 
Landesregierung entwickelt und soll ab 2011 
den Gemeinden eine Hilfestellung zur Berech-
nung der langfristigen Effekte von Baulander-
schließungen sein, insbesondere für die zu er-
wartenden Infrastrukturausgaben und Steuer-
einnahmen. 
Referenz: Amt der Niederösterreichischen Lan-
desregierung Abteilung RU2 

Erfahrungswerte  
 
Ottensheim (OÖ): Die Belebung des Ortsker-
nes ist ein zentrales Anliegen der Marktgemein-
de Ottensheim. In einem ersten Schritt wurden 
alle Flächenpotentiale der Gemeinde erfasst 
und visualisiert. Grundbesitzer(innen) wurden 
von der Bürgermeisterin kontaktiert und nach Ih-
ren Verkaufs- und Nutzungsinteressen befragt. 
In einem weiteren Schritt wurden die Eigentü-
merInnen im Rahmen von Informationsveran-
staltungen zu alternativen Nutzungen informiert. 
Im Rahmen dieses Prozesses konnten sich 
Zwischennutzungen für untergenutzte Immobi-
lien und ein Verein zur Instandhaltung der Ge-
bäude im Ortskern etablieren „Ottensheimer 
Bauhütte“. 
 
Michelhausen (NÖ): In der Gemeinde Michel-
hausen war die Überlastung des Kanalsystems 
durch Bodenversieglung und Bodenerosion 
Auslöser für die Verbesserung des Boden-
Wasser-Gleichgewichts in der Gemeinde. Die 
Gemeinde hat sich für eine konsequente Dop-
pelstrategie entschieden: (1) aktive Bodenpolitik 
und Baulandmobilisierung, um die Zersiedelung 
zu bremsen und (2) erosionsmindernde Maß-
nahmen in der Landwirtschaft. Auch hier wur-
den Flächenpotentiale und deren Verfügbarkeit 
ermittelt. Zusätzlich wurde eine Imagekampag-
ne zum Leben im Ortsverband und für neue 
Wohnformen initiiert. 

Flächenpotentiale und kommunale Entwick-
lungsziele darstellen.  
Regionale Ziele definieren. Die Definition von „Flä-

chenzielen“ auf regionaler Ebene unter Berücksich-

tigung flächensparender Szenarien kann auf Ge-

meindeebene sehr realistisch abgeschätzt werden 

und sollte in Zukunft ein Bestandteil des örtlichen 

Entwicklungskonzeptes sein. 

Flächenpotentiale darstellen. Potentiale der inner-

örtlichen Entwicklung werden meist unterschätzt. 

Eine Karte der ungenutzten oder untergenutzten 

Flächen, Baulücken, Baulandreserven ist der erste 

Schritt, um innerörtliche Flächenpotentiale zu ver-

mitteln. 

Alternative Flächennutzungen berücksichtigen. Zur 

Belebung von Ortskernen sind alternative Nut-

zungsformen zu berücksichtigen, wie neue Wohn-

formen (Generationenwohnen, verdichteter Flach-

bau) Pufferräume und Freiflächen. 

 

Fachgrundlagen für Entscheidungsträger. Auf 

Gemeindeebene werden Entscheidungen getrof-

fen, die auf Ortsentwicklung und kommunalen 

Haushalt langfristig wirken. Gemeinden benötigen 

Unterstützung und Beratung bezüglich ihrer Mög-

lichkeiten, insbesondere die Steuerungsmöglichkei-

ten auf Gemeindeebene und die langfristigen Aus-

wirkungen von Planungsvorhaben müssen in Zu-

kunft besser vermittelt werden. 

 

 

Aktive Bodenpolitik durch Gemeinden. Gemein-

den können durch aktive Bodenpolitik neue Ansied-

lungen besser steuern. Zahlreiche österreichischen 

Gemeinden und Städte (Zwischenwasser, Stein-

bach Steyr, Ottensheim, Feldkirch) konnten durch 

aktiven Immobilienerwerb die Siedlungsstrukturen 

kompakt halten und der fortschreitenden Zersied-

lung entgegenwirken. Gemeinden die über eine 

große Anzahl an Grundstücken verfügen können 

besser Bauland mobilisieren, da sie Eigentümern 

im Siedlungsbereich, die kein Interesse an Verkauf 
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Erfahrungswerte  
 
Steinbach Steyr (OÖ): 1987 entschied sich die 
Gemeinde für eine nachhaltige Gemeindeent-
wicklung und entwickelte unter Beteiligung der  
Bürger ein Leitbild zum Thema. Daraus entwi-
ckelten sich über 60 Projekte zu den Leitthemen 
Dorfgemeinschaft und Lebensqualität, Kultur 
und Identität, Arbeit und Wirtschaft sowie Um-
welt und Natur. Die Steuerung der künftigen 
Siedlungsentwicklung baut auf drei wesentliche 
Elemente: (1) Revitalisierung der bestehenden 
Bausubstanz im Ortskern, (2) Vermeidung der 
weiteren Zersiedelung durch Rückwidmungen in 
Grünland, und (3) Konzentration der künftigen 
Siedlungsentwicklung auf ortsnahen Flächen. 

 Die Gemeinde setzte in den letzten Jahren auf 
die Verwertung bestehender Flächen und Flä-
chentausch und konnte somit die Siedlungs-
grenzen kompakt halten und ein reges Dorfle-
ben erhalten. Die Gemeinde kaufte auf eigene 
Kosten eine Industriebrache und entwickelte sie 
zu einem Gewerbepark und Museum. Feldkirch 
(V): Der Stadt Feldkirch ist es gelungen durch 
aktive Bodenpolitik die Siedlungsgrenzen  kom-
pakt zu halten. Seit 1999 wurden insgesamt 12 
Hektar Bauland rück gewidmet und neue Grün-
zonen geschaffen. 2009 wurde ein Gesamtver-
kehrskonzept eingeführt. Es ist beabsichtigt, 
Mindestdichten für die Bebauung von Grundstü-
cken entlang von Hauptverkehrsachsen festzu-
legen.  

oder Nutzung haben, Grundstücke im Tausch an-

bieten.  

Grundstücksankäufe übersteigen jedoch die Fi-

nanzkraft vieler Gemeinden, insbesondere jener, 

die mit sinkenden Einnahmen konfrontiert sind. Alle 

Bundesländer, die ihren Gemeinden Finanzie-

rungsmöglichkeiten zur Grundstücksbeschaffung 

anbieten, haben mit diesem Instrument gute Erfah-

rungen gemacht. Es wird daher allen Bundeslän-

dern empfohlen – sofern nicht bereits vorhanden – 

Bodenbeschaffungsfonds einzurichten.  

.

 

 

Wissensgrundlagen verbessern 
 

Flächenmanagement ist ein neues Thema mit zahl-

reichen neuen Initiativen, aber wenig Erfahrungs-

werten. Hier gilt es vor allem die Fortbildung und 

den Erfahrungsaustausch zu fördern und eine 

sachliche Auseinandersetzung zu kultivieren.  

 
„Flächenbewusstsein“ schaffen. Die Effekte der 

Flächennutzung auf Gesellschaft, Wirtschaft und 

Naturräume sind nicht im allgemeinen Bewusstsein 

der Gesellschaft verankert. Bildungsmaßnahmen 

und Imagekampagnen sind notwendig, um der 

breiten Öffentlichkeit die positiven Effekte kompak-

ter Siedlungen und Vermeidung von Bodenver-

brauch zu vermitteln. Die Vorteile vom Wohnen im 

Siedlungszentrum als Alternativen zum Eigenheim 

im Grünen sind stärker zu bewerben. 

Der sparsame Umgang mit der Ressource Boden 

sollte bereits in Schulen vermittelt werden und 

durch Planungsbeispiele veranschaulicht werden.  

 

Den fachlichen Austausch etablieren. In Öster-

reich wurden in den letzten Jahren zahlreiche neue 

Maßnahmen initiiert um den Raumnverbrauch in 

Zukunft zu reduzieren – beispielsweise Instrumente 

der Vertragsraumordnung oder Einzelinitiativen der 

Bundesländer. Informationen zu Pilotvorhaben und 

Erstanwendungen sollten über eine gemeinsame 

Plattform beziehbar sein oder über regelmäßige 

Veranstaltungen kommuniziert werden. Es fehlt ei-

ne Informationsschiene, die Flächennutzer und 

Entscheidungsträger effizient informiert.  
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Erfahrungswerte  
 
Flächenbewusstsein schaffen. Die Broschüre 
„Zusammenrücken“ des Landes Oberösterreich 
veranschaulicht in einfachen Zahlen die Vorteile 
flächensparender Siedlungsentwicklung und die 
Vorteile für den Klimaschutz 
http://www.land-oberoesterreich.gv.at/files-
/publikationen/us_us_zusammenruecken.pdf 
 
Aktivitäten zur Bodenbewusstseinsbildung 
In Oberösterreich und Niederösterreich wird 
durch Landesinitiativen Bodenbewusstsein ge-
stärkt. Ziel ist es, breiten Bevölkerungsschichten 
die Bedeutung von Böden für Lebensqualität 
und als Lebensraum nahe zu bringen. Ange-
sprochen werden vor allem Gemeinden, Verei-
ne, PädagogInnen oder Bildungseinrichtungen, 
die in Form von Bodentagen, Veranstaltungen, 
Bodenführungen, Ausstellungen oder Semina-
ren die Themen Boden und Bodenschutz auf-
greifen wollen. 
NÖ: „unser Boden – wir stehen drauf“ 
http://www.unserboden.at/ 
OÖ: http://www.land-oberoesterreich.gv.at/ 
 
Baukultur. Die Plattform „Niederösterreich ges-
talten“ fördert Baukultur in Niederösterreich und 
bietet im Rahmen der Niederösterreichischen 
Gestaltungsakademie Seminare, persönliche 
Bauberatung und Fachtagungen zum Thema. 
http://www.noe-gestalten.at/ 
Im Jahr 2009 verlieh der Verein „Landluft“ den 
„Baukultur Gemeindepreis“ und verbreitete me-
dienwirksam gute und innovative Lösungen zur 
Ortsbildgestaltung. 
http://www.landluft.at/ 
In den „Baupolitischen Leitsätzen des Landes 
Steiermark“ wurden 2009 ein baukulturelles 
Leitbild und Handlungsmaximen für Bauträger 
publiziert. Die Publikation gibt eine Qualitäts-
richtlinie für Bauvorhaben des Landes vor. Die 
Handlungsmaximen verlangen eine intensive 
Auseinandersetzung über den Bedarf eines 
Neubaus, über Nachverdichtung, Flächeneffi-
zienz, Barrierefreiheit, Anbindung an den öffent-
lichen Verkehr, anspruchsvolle Gestaltung und 
Bürgerbeteiligung [35]. 
Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
http://www.verwaltung.steiermark.at/cms/dokum
ente/ 

Baukultur. Um die Flächeninanspruchnahme zu 

reduzieren ist es notwendig, Wohnen im Bestand 

mit hoher Qualität und zu erschwinglichen Preisen 

zu forcieren. Um diesen Kriterien gerecht zu wer-

den braucht es eine intensive Auseinandersetzung 

mit der Ästhetik, Funktionalität und Umfeldwirkung 

von Bauten. Dies kann zwar nicht per Gesetz fest-

geschrieben werden, aber es können hohe Anfor-

derungen an die Qualität des Auswahlprozesses 

gestellt werden. 

Dass diese Ansprüche in der Praxis durchaus ge-

löst werden können, zeigen zahlreiche gelungene 

Beispiele aus der Praxis. 

Die öffentliche Hand kann hier eine Vorbildwirkung 

übernehmen und baupolitische Leitsätze mit hohen 

Ansprüchen vorgeben.  
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Mitwirkende 

Über 100 ExpertInnen haben an diesem Bericht mitgewirkt. 

Über 100 Akteure aus den Fachbereichen Be-

triebsansiedlung, Bildung, Boden & Landwirt-

schaft, Energiewirtschaft, Gemeindepolitik, Han-

del, Immobilien, Klima & Umweltschutz, Landes-

liegenschaften, Planung & Architektur, Projekt-

entwicklung, Raumplanung, Regionsmanage

ment, Stadtplanung, Wirtschaftsförderung, 

Wohnbau und Wohnbauförderung. haben an den 

insgesamt 5 Workshops des Projektes „Flä-

chenmanagement in Österreich“ teilgenommen 

und ihre Expertise zum Thema eingebracht. 

 

 

Kategorie Name Organisation Ort 

Bauträger Winfried Kallinger, Dr. KALLCO Bauträger GmbH 1050 Wien 

Bauträger Günther Leitgöb,  Wohnbau Bauträger GmbH 5760 Saalfelden 

Bauträger Thomas Naderlinger, DI Leitgöb Wohnbau Bauträger 
GmbH 

5760 Saalfelden 

Bauträger Herwig Pernsteiner, DI ISG Wohnen  4910 Ried im 
Innkreis 

Bauträger Anton Wagner, Bmst. RAUMWERK Bauträger Gmbh 7000 Eisenstadt 

Betriebsansiedlung Dietmar Aigenberger, DI OÖ. Technologie- und Marketing-
gesellschaft m.b.H 

4020 Linz 

Betriebsansiedlung Gerald Fasching Steirische Wirtschaftsförderungs-
ges. mbH 

8020 Graz 

Betriebsansiedlung Marcus Hofer, Dr. Tiroler Zukunftsstiftung 6020 Innsbruck 

Betriebsansiedlung Michael Ritter, Ing. Stadtmarketing Bruck aM 8600 Bruck/Mur 

Betriebsansiedlung Agnes Steger, Mag. StandortAgentur Salzburg GmbH 5020 Salzburg 

Betriebsansiedlung Udo Tarmann,  Entwicklungsagentur Kärnten 
GmbH 

9020 Klagenfurt 

Betriebsansiedlung Klara Wagner, Mag. OÖ. Technologie- und Marketing-
gesellschaft m.b.H 

4020 Linz 

Betriebsansiedlung Hansjörg Wechselberger, 
Mag. 

StandortAgentur Salzburg GmbH 5020 Salzburg 

Betriebsansiedlung Wolfgang Wiesenhofer, 
Ing. 

AREA m styria GmbH 8605 Kapfenberg 

Betriebsansiedlung Martin Fassl, Mag. ecoplus. Niederösterreichs Wirt-
schaftsagentur GmbH 

3100 St. Pölten 

Betriebsansiedlung Andreas Kirisits, DI ecoplus. Niederösterreichs Wirt-
schaftsagentur GmbH 

3100 St. Pölten 

Bildung Bernhard Haidler, Mag. Umweltberatung 3300 Amstetten 

Boden / Landwirt-
schaft 

Christa Entstrasser-
Müller, Mag. 

FORUM LAND - Tirol  6021 Innsbruck 

Boden / Landwirt-
schaft 

Magnus Gratl FORUM LAND - Tirol  6021 Innsbruck 
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Kategorie Name Organisation Ort 

Boden / Landwirt-
schaft 

Dieter Berger, DI Kärntner Landesregierung, Abt.10 
Landwirtschaft 

9800 Spittal an 
der Drau 

Boden / Landwirt-
schaft 

Michael Eichhübl, Mag. Büro Landesrat Dr. Josef Martinz 9021 Klagenfurt 

Boden / Landwirt-
schaft 

Nikolaus Juen, DI Amt der Tiroler Landesregierung / 
Abteilung Bodenordnung 

6020 Innsbruck  

Energiewirtschaft Martin Reis Energieinstitut Vorarlberg 6850 Dornbirn 

Gemeindepolitik Erhard Kohlbacher Stadtgemeinde Bärnbach 8572 Bärnbach 

Gemeindepolitik Ulrike Böker, Bgmin. Ottensheim 4100 Ottensheim 

Gemeindepolitik Dietmar Kapsamer, 
VzBgm. 

Kirchberg - Thenning 4062 Kirchberg-
Thening 

Handel Michael Cermak, Mag. dm drogerie markt GmbH 5073 Wals 

Handel Dieter Wasserburger, 
Mag. 

REWE International AG 2355 Wiener 
Neudorf 

Immobilien Christian Neuhold, DI ÖBB-Immobilienmanagement 
GmbH 

2700 Wr. Neu-
stadt 

Immobilien Carla Schmirl, Mag. Esterházy Betriebe GmbH 7000 Eisenstadt 

Immobilien Anton Werner, Mag. Wiener Städtische Versicherungs 
AG 

1010 Wien 

Immobilien Fritz Mihatsch, DI ÖBB-Immobilienmanagement 
GmbH 

1100 Wien 

Klima & Umwelt-
schutz 

Marianne Steiner, DI Magistratsdirektion Klimaschutz 1190 Wien 

Klima & Umwelt-
schutz 

Harald Huber, DI OÖ Akademie für Umweltschutz & 
Natur, Abt. Umweltschutz 

4021 Linz 

Klima & Umwelt-
schutz 

Udo Stocker, Mag. Land Stmk. - A13-Umwelt-, Anla-
gen-, Bau- und Raumordnungs-
recht 

8010 Graz 

Landesliegenschaf-
ten 

Wolfgang Huber, Mag. Land-INVEST Salzburger  Bau-
landsicherungsgesellschaft mbH 

5020 Salzburg 

Landesliegenschaf-
ten 

Werner Erhart-Schippek, 
DI 

LIG-STEIERMARK Gesellschaft 
mbH 

8010 Graz 

Landesliegenschaf-
ten 

Reinhard Huber, DI Amt der Tiroler Landesregierung / 
Tiroler Bodenfonds  

6020 Innsbruck 

Organisation Gundula Prokop, DI Umweltbundesamt GmbH, Kom-
petenzzentrum Boden & Fläche 

1090 Wien 

Organisation Werner Thalhammer, DI Lebensministerium 1010 Wien 

Organisation Peter Tramberend, DI Umweltbundesamt GmbH, Kom-
petenzzentrum Boden & Fläche 

1090 Wien 

    

Planung & Archi-
tektur 

Andreas Falch, DI Büro Falch 6500 Landeck  

Planung & Archi-
tektur 

Reinhard Falch, DI PROALP-Consult GmbH 6574 Pettneu am 
Arlberg 
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Kategorie Name Organisation Ort 

Planung & Archi-
tektur 

Helga Lassy, DI Architekturbüro Lassy 4060 Leonding 

Planung & Archi-
tektur 

Klaudia Lösel, DI Freiland Umwelt Consulting 
GmbH 

8010 Graz 

Planung & Archi-
tektur 

Gerhard Lueger, DI TOPOS 3- Planergruppe ZT KEG 4020 Linz 

Planung & Archi-
tektur 

Max Mandl, DI Raumplanungsbüro Max Mandl 4020 Linz 

Planung & Archi-
tektur 

Friedrich Rauch, DI PLANALP Ziviltechniker Gesell-
schaft m.b.H. 

6020 Innsbruck 

Planung & Archi-
tektur 

Günther Tischler, DI DI Tischler ZT Gmbh 8010 Graz 

Planung & Archi-
tektur 

Josef Zauner, Prok DI Dr. AREV Immobilien Gesellschaft 
mbH 

4020 Linz 

Projektentwicklung Joachim Nägele, Mag. Rhomberg Bau GmbH 6900 Bregenz 

Projektentwicklung Christof Skala, DI Projekt- & Unternehmensberatung 6900 Bregenz, 
Österreich 

Projektentwicklung Martin Summer,  Rhomberg Bau GmbH 6900 Bregenz 

Raumplanung Michael Fleischmann, DI RaumRegionMensch 2224 Obersulz 

Raumplanung Florian Huysza, DI RaumRegionMensch 2224 Obersulz 

Raumplanung Walter Ramstorfer, 
Mag.Arch 

Architekturbüro Ramstorfer 1010 Wien 

Raumplanung Elisabeth Stix, Mag. ÖROK 1010 Wien 

Raumplanung & 
Landschaftspla-
nung 

Susanne Scherübl, DI Büro Dr. Paula ZT-GmbH 1030 Wien 

Raumplanung - 
Land 

Margit de Lara Fernan-
dez-Brand, Mag. 

Amt der Salzburger Landesregie-
rung 

5010  Salzburg 

Raumplanung - 
Land 

Franz Dollinger, Dr. Amt der Salzburger Landesregie-
rung, Ref. Raumforschung, 
Raumplanung  

5020 Salzburg 

Raumplanung 
Land 

Christoph Braumann, Dr. Amt der Salzburger Landesregie-
rung 

5020 Salzburg 

Raumplanung 
Land 

Hans Peter Graner, DI Magistratsabteilung 21 A, Stadt-
teilplanung und Flächennutzung 

1082 Wien 

Raumplanung 
Land 

Klaus  Gruber, Mag. Kärntner LR, Abt.20 Landespla-
nung 

9021 Klagenfurt 

Raumplanung 
Land 

Edgar Hagspiel, DI  Amt der Vorarlberger Landesre-
gierung Abt. Raumplanung und 
Baurecht (Abt. VIIa) 

6901 Bregenz 

Raumplanung 
Land 

Felix Jagenteufel, DI Amt der NÖ Landesregierung, 
Gruppe RO, Umwelt und Verkehr-
, Außenstelle Baden 

2500 Baden 

Raumplanung 
Land 

Siegfried Kautz, DI Amt der NÖ Landesregierung, 
Raumordnung und Regionalpolitik 

3109 St. Pölten 
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Kategorie Name Organisation Ort 

Raumplanung 
Land 

Andreas Mandlbauer, DI Amt der Oberösterreichischen 
Landesregierung / Abt. Raumord-
nung 

4021 Linz 

Raumplanung 
Land 

Michael Maxian, DI Amt der NÖ Landesregierung, 
Raumordnung und Regionalpolitik 

2500 Baden 

Raumplanung 
Land 

Brigitte Novosel, Mag. Amt der Burgenl. LR, Stabsstelle 
Raumordnung & Wohnbauförder'g 

7000 Eisenstadt 

Raumplanung 
Land 

Hermann Öggl, Mag. Amt der Tiroler Landesregie-
rung/Abteilung Raumordnung Sta-
tistik 

6020 Innsbruck 

Raumplanung 
Land 

Liliane Pistotnig, Dr. Land Steiermark - 13B Bau- und 
Raumordnung 

8010 Graz 

Raumplanung 
Land 

Heidemarie Rammler, DI Amt der NÖ Landesregierung, 
Raumordnung und Regionalpolitik 

3109 St. Pölten 

Raumplanung 
Land 

Franz Rauter, Mag. Tiroler Landesregierung, Abtei-
lung Raumordnung - Statistik 

6020 Innsbruck 

Raumplanung 
Land 

Manfred Riedl, DI Amt der Tiroler Landesregie-
rung/Abteilung Raumordnung Sta-
tistik 

6020 Innsbruck 

Raumplanung 
Land 

Michael Rosenberger, DI Magistrat der Stadt Wien, MA 18 - 
Stadtentwicklung und Stadtpla-
nung 

1082 Wien 

Raumplanung 
Land 

Christine Schwaberger, 
Mag. 

Land Stmk. - 13B Bau- und Rau-
mordnungg 

8010 Graz 

Raumplanung 
Land 

Christian Seidenberger, 
DI 

Kärntner LR, Abt.20 Landespla-
nung 

9021 Klagenfurt 

Raumplanung 
Land 

Karl Skorpil, DI Amt der NÖ Landesregierung, 
Gruppe RO, Umwelt und Verkehr-
, Außenstelle Baden 

2500 Baden 

Raumplanung 
Land 

Christian Steiner, DI Amt der NÖ Landesregierung, 
Abt. Landentwicklung 

3109 St. Pölten 

Raumplanung 
Land 

Erwin  Szlezak, DI Amt der NÖ Landesregierung, 
Abt. Landentwicklung 

3109 St. Pölten 

Raumplanung 
Land 

Andrea Teschinegg , 
Mag. 

Land Stmk. - 13B Bau- und 
Raumordnung 

8010 Graz 

Regionalplanung Harald Grießer, DI Land Steiermark - A16, Abteilung 
16, Regionalplanung 

8011 Graz 

Regionalplanung Franz Tauber Regionalmanagement OÖ GmbH, 
Geschäftsstelle Wels-Eferding  

4600 Wels  

Stadtplanung Günter Grabner, DI Magistrat der Stadt Steyr / FA 
Stadtplanung 

4400 Steyr 

Stadtplanung Gunther Kolouch, DI Magistrat Linz, Abteilung Stadt-
entwicklung 

4041 Linz  

Stadtplanung Kurt Mittringer, DI Magistrat der Stadt Wien, MA 18 - 
Stadtentwicklung und Stadtpla-
nung 

1082 Wien 

Stadtplanung Gabor  Mödlagl, DI Amt der Stadt Feldkirch 6800 Feldkirch 
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Kategorie Name Organisation Ort 

Stadtplanung Anne Weidner, DI Stadtmagistrat Innsbruck / Stadt-
planung 

6010 Innsbruck  

Stadtplanung Andrea Wiener, Ing. Magistrat St. Pölten, Fachbereich 
Bau – Stadtplanung 

3100 St. Pölten 

Wirtschaftsförde-
rung 

Anton Koberger, Dr. MD/00 - Wirtschaftsförderung und 
Bodenpolitik 

5024 Salzburg 

Wirtschaftsförde-
rung 

Bruno Kracher, Mag. Wirtschaftsservice Burgenland 
Aktiengesellschaft – WiBAG 

7000 Eisenstadt 

Wohnbau Johannes Geiger, Ing. Gemeinnützige Alpenländische 
Gesellschaft für Wohnungsbau 
und Siedlungswesen m.b.H. 

8042 Graz 

Wohnbau Franz Huber, Dr. Gem. Wohn- u. Siedlungsgenos-
senschaft ennstal 

8940 Liezen 

Wohnbau Michaela Trojan, DI Fonds für Wohnbau und Stadter-
neuerung 

1082 Wien 

Wohnbauförderung Helmut Crepaz, DI Tiroler Landesregierung / Abt. 
Wohnbauförderung 

6020 Innsbruck 

Wohnbauförderung Otto Flatscher, Mag. Tiroler Landesregierung / Abt. 
Wohnbauförderung 

6020 Innsbruck 

Wohnbauförderung Siegfried Kristan, Dr. Land Stmk. - A15-
Wohnbauförderung  

8011 Graz 

Wohnbauförderung Wolfgang Modera, Mag. Amt der Oberösterreichischen 
Landesregierung / Abt. Wohnbau-
förderung 

4021 Linz 

Wohnbauförderung Christine Reiner, Mag. Kärntner LR, Abt.4 Finanzen, 
Wirtschaft, Wohnungs- und Sied-
lungswesen 

9020 Klagenfurt 

Wohnbauförderung Helmut Frank, Mag. NÖ Wohnservice GmbH 3109 St.Pölten, 

Wohnbauförderung Otto Kropf, Mag. Amt der Burgenl. LR, Stabsstelle 
Raumordnung & Wohnbauförde-
rung 

7000 Eisenstadt 
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Workshop Beiträge 
Die nachfolgenden Beiträge entstanden im Rah-

men von vier Arbeitsrunden. Dazu wurden Exper-

tInnen aus relevanten Fachbereichen (Raumord-

nung, Betriebsansiedlung, Wohnbauförderung, 

Handel, Immobilienwirtschaft etc.) aus dem Ein-

zugsgebiet von jeweils zwei bis drei Bundesländern 

eingeladen. In den Runden wurden jeweils fünf 

Fragestellungen behandelt, wobei auf die regiona-

len Bedürfnisse der betroffenen Bundeslän-

er eingegangen wurde. Die Ergebnisse sind in der 

nachfolgenden Darstellung nach Kernthemen ge-

bündelt worden und der Bundesländerbezug ist 

angegeben. 

Die Ergebnisse zeigen, dass viele Vorschläge und 

Ideen mehrmals genannt wurden und auch zu un-

terschiedlichen Fragestellungen immer wieder auf-

tauchen. 

 

 

 

„Interkommunale Zusammenarbeit – worauf kommt es dabei an?“ 

(1) Solide Kooperationsmodelle aufbauen. Arbeitsrunde
Finanzieller Aufteilungsschlüssel. Bei der interkommunalen Betriebsansiedlung 
müssen Gemeinden einen Aufteilungsschlüssel für die Einnahmen aus dem Fi-
nanzausgleich finden. Erfahrungswerte sind gefragt. 

Szbg, OÖ 

Langfristige Kooperationsmodelle aufbauen. Die Zusammenarbeit muss lang-
fristig (weit über eine Legislaturperiode hinaus) eingerichtet werden und verlangt 
gute Planung; Konkurrenzdenken und politische Barrieren müssen überwunden 
werden, historische Probleme aufgearbeitet werden. Die thematische Ausrichtung 
der Kooperation muss auf solide Grundlagen aufbauen. Neben der interkommu-
nalen Betriebsansiedlung gibt es zahlreiche andere Kooperationsformen; z.B. 
Planungsverbände, gemeinsames Betreiben öffentlicher Infrastruktur (Kanalisati-
on, öffentlicher Verkehr, Müllabfuhr, Schulen etc.). 
Es muss auch ein Ausstiegsszenario geben. Der gemeinsame Auftritt der beteilig-
ten Gemeinden ist wichtig, es darf kein Identitätsverlust für einzelne Gemeinden 
entstehen. 

Szbg, OÖ 
Stmk, Ktn 
 
 
 
 
Bgld, W, NÖ 

Mehrwert der interkommunalen Zusammenarbeit definieren.  
Kommunale Infrastruktur, Betriebsansiedlung, Wohnbau, Energieautarkie (Bei-
spiel Güssing)  vieles ist im Alleingang meist nicht mehr leistbar. 
Der gemeinsame Nutzen muss für alle Akteure erkennbar sein. Die Zusammenar-
beit lohnt sich erst ab einer gewissen Projektgröße. 

Bgld, W, NÖ 
 
Stmk, Ktn 

Transparenz bei Umwidmungen und Baugenehmigungen. Entscheidungen 
müssen auf soliden Grundlagen basieren und einen langfristigen Mehrwert für die 
beteiligten Gemeinden einbringen, die Formel „Bürgermeister = Baubehörde“ darf 
nicht mehr zum Einsatz kommen. 

Bgld, W, NÖ 

 

(2) Fachliche Unterstützung und Erfahrungswerte Arbeitsrunde
Fachgrundlagen für flächensparende Siedlungsentwicklung.  
Fachgrundlagen müssen für die Regionen verfügbar sein, welche Kooperations-
modelle gibt es, rechtliche Grundlagen, Aufteilung des Finanzausgleichs, Best 
Practice Beispiele etc. 
Interkommunale Zusammenarbeit alleine ist noch keine Garantie für flächenspa-
rende Siedlungsentwicklung. Die kooperierenden Gemeinden müssen ein ge-
meinsames Leitbild zur Siedlungsentwicklung produzieren. Erfahrungswerte be-
stehender Planungsverbänden (Tirol) sind zu berücksichtigen. Eine Anpassung 
der örtlichen Entwicklungskonzepte ist unbedingt notwendig. 

 
Bgld, W, NÖ 
 
Szbg, OÖ 
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Information & Bewusstseinsbildung. Es fehlen Anlaufstellen für den Bezug 
von Informationen und Fachgrundlagen. 

Stmk, Ktn 

(3) Umfeldanalyse Arbeitsrunde
Gemeinsame Siedlungspolitik von Stadt-Umlandgemeinden derzeit noch im 
Widerspruch. Die interkommunale Zusammenarbeit ist derzeit nur bei Gemein-
den ähnlicher Struktur vorzufinden. Bei Stadtgemeinden und deren Umland ist 
eine stärkere Zusammenarbeit in der Siedlungspolitik anzustreben. 

Szbg, OÖ 

Regionendenken verankern. Funktionelle Abgrenzungen definieren (Touris-
musregion, Industrieregion, Wohnregion, Nationalpark, Agrarregion).  Einbe-
ziehung der Nachbargemeinden in die örtliche Raumplanung. 

Bgld, W, NÖ 

 

(4) Landespolitik Arbeitsrunde 
Höhere Landesförderung. Landesförderungen zur Betriebsansiedlung sollten 
interkommunale Projekte bevorzugen. 

Szbg, OÖ 

Überörtliche Vorgaben für große Gewerbebauten. Von Seiten der Landes-
raumplanung sollten für große Gewerbezentren flächensparende Bauweisen und 
Standortwahl vorgeschrieben werden. 

Stmk, Ktn 

Vorbildwirkung des öffentlichen Bereichs. Landesgesellschaften, die neue 
Gewerbezentren gründen, sollten durch flächenschonende Bauweisen und 
Standortwahl vorbildlich sein. Landesförderungen zur Betriebsansiedlung sollten 
interkommunale Projekte bevorzugen. 

Stmk, Ktn 

 

„Grüne Wiese versus Innenentwicklung - ein ungleicher Wettbewerb.“ 
 

(1) Kostenwahrheit bei der Erschließung fehlt Arbeitsrunde
Grundstückspreise. Wettbewerb ist ungleich, da Grundstückspreise in innerört-
lichen Lagen meist überzogen sind. 

W, NÖ, B 

Externe Kosten werden nicht internalisiert. Ungleichgewicht herrscht solange 
externe Kosten nicht internalisiert werden  Erschließungskosten werden groß-
teils als Gemeinkosten getragen und nicht von den Verursachern. 

W, NÖ, B 

Wirtschaftlichkeit der Nachverdichtung. Infrastruktur ist vorhanden, besseres 
Verhältnis von Infrastruktur zu Einwohnern (Erhalt von öffentlichen Verkehr, 
Schulen und sozialen Einrichtungen). 

W, NÖ, B 

Gesamtwirtschaftliche Betrachtung fehlt. Beim „Haus im Grünen“ werden 
Mobilitätskosten, Zeitaufwand für Mobilität und Infrastrukturkosten für die Ge-
meinden nicht realistisch betrachtet. Bei der Betriebsansiedlung werden oft die 
Wohninfrastruktur und die Verfügbarkeit von qualifizierten Arbeitskräften überse-
hen. 

Ktn, Stmk 

Zersiedlung kostet. Forderung nach verbindlicher Darstellung der Folgekosten 
bei Neuwidmungen - zumindest bei bebauungspflichtigen Flächen. 

Ktn, Stmk 

Investitionsbereitschaft bei Innenentwicklung gebremst. Investoren müssen 
mit höheren Auflagen und komplizierter Planung rechnen (Anrainer, Denkmal-
schutz, Flächeneinschränkung, eventuell Kontamination durch Vornutzung etc.) 
Derzeit ist die Planung auf der grünen Wiese risikofreier (insbes. beim Faktor 
Zeit). 

W, NÖ, B 
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(2) Attraktivität der Ortskerne steigern Arbeitsrunde
Wohnen in der Stadt attraktiver machen. Zeitgemäße Wohnansprüche müs-
sen besser realisiert werden. Der Wunsch nach Luft und Grünraum kann auch 
im Geschosswohnbau berücksichtigt werden. Umstrukturierungsmaßnahmen für 
unzeitgemäße Wohnbestände (Bauten aus den 60er Jahren) sind gefragt und 
Verbesserung des Wohnumfeldes. Die Erhaltung und Verbesserung von Grün-
räumen im Siedlungsbereich ist zu forcieren. 

Ktn, Stmk 

Ortskernförderung. Neue Aspekte einbringen; z.B. neues Verkehrskonzept 
(Ortskern ist anfahrbar aber nicht unbedingt durchfahrbar), Überdachung, Bau-
kultur etc. 

W, NÖ, B 

Mut zu völlig neuen Nutzungen im Ortskern. Innerörtliche Nutzungen über-
denken. Es muss nicht immer alles so bleiben wie es immer war. Im Gespräch 
waren Begrünung des Stephansplatzes und Umfunktionierung des Heldenplat-
zes zu einem Nahversorger. 

W, NÖ, B 

Nahversorgung muss innerörtlich bleiben. Es muss zwischen Einkaufszent-
ren (große Verkaufsfläche) und Nahversorgung (kleine Verkaufsfläche) unter-
schieden werden. 

W, NÖ, B 

Schlafstätten von morgen vermeiden. Zusammenhanglose Neubebauung auf 
der grünen Wiese schafft anonyme zusammenhanglose Siedlungsstrukturen 
(austauschbare Schlafstätten ohne Ortsidentität, letztlich das Gegenteil vom er-
träumten Landleben), es werden monostrukturelle Siedlungen geschaffen (heute 
alle jung morgen alle alt)  Eine Neubebauung muss unbedingt vorhandene 
Grätzlkultur und nachbarschaftliche Strukturen erhalten und fördern. 

W, NÖ, B 

 

(3) Klimaschutz, Verkehr Arbeitsrunde
Klimarelevanz. Neuerschließungen schaffen neuen Verkehr. Die Wege zu be-
stehender Infrastruktur (Kindergärten, Schulen, Krankenhäuser) verlängern sich. 
Die Klimarelevanz bei muss bei Neuerschließungen verbindlich berücksichtigt 
werden. 

W, NÖ, B 

Mobilität entscheidet. Solange der Individualverkehr leistbar und unkompliziert 
ist, wird die Planung auf der Grünen Wiese weiterleben, nur ein Einschnitt in der 
Mobilität könnte eine Änderung erzeugen. 

W, NÖ, B 

 

(4) Innenverdichtung forcieren Arbeitsrunde
Bodenwertabgabe erhöhen. Die Abgaben für ungenutztes Bauland sind zu ge-
ring. Die Bodenwertabgabe wird jährlich auf unbebaute Grundstücke eingehoben 
und ist an sich ein gutes Lenkungsinstrument zur Baulandmobilisierung. Derzeit 
ist die Abgabe als Lenkungsinstrument unwirksam, da die Beiträge zu niedrig (5 
Mio. Euro im Jahr 2001 kommt zu 96 % den Gemeinden zu gute, 4 % gehen an 
den Bund) und die Schwellenwerte zur Abgabenbefreiung großzügig bemessen 
sind. 

W, NÖ, B 

Verfügbarkeit. Das Angebot an Flächen auf der grünen Wiese ist meist besser 
als für innerörtliche Lagen. 

W, NÖ, B 

Innerörtliche Vorranggebiete. Kann die Raumordnung innerörtliche Vorrangge-
biete für Bauvorhaben vorschreiben? 

W, NÖ, B 

Kreativität der Planung gefragt. Die innerörtliche Entwicklung erfordert höhere 
Anforderungen an die Qualität und Kreativität der Planung. 

W, NÖ, B 

Übersicht zu freien innerörtlichen Flächen schaffen. Innerörtliche Entwick-
lung braucht gute Flächenmanagement Börsen  Übersicht welche Flächen sind 
überhaupt verfügbar. 

W, NÖ, B 

Potential der innerörtlichen Entwicklung wird unterschätzt. Höfe, Dächer 
„hintaus“…. 

W, NÖ, B 
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(5) Konzepte für hochbelastete Regionen fehlen Arbeitsrunde
Wenig Gründe für Betriebsansiedlung im Grazer Raum. Bei der Betriebsan-
siedlung im Raum Graz gibt es im Vergleich zum ländlichen Umfeld fast nur 
Nachteile. Die Grundstückspreise und Mieten sind unverhältnismäßig hoch, die 
Anrainerproblematik (Lärm, Lieferverkehr) kann im Umland leichter gelöst wer-
den, bei innerörtlichen Lagen sind die Expansionsmöglichkeiten eingeschränkt, 
die Behördenverfahren sind im Umland schneller, für Großunternehmen gibt es 
im Umland meist bessere Förderungen, da Graz kein Zielgebiet der EU Struktur-
förderung ist und Graz Feinstaubsanierungsgebiet ist (keine weitere Immissi-
onsbelastung durch neue Anlagen). 

Ktn, Stmk 

 

(6) Bodenschutz in der Planung zu wenig verankert Arbeitsrunde
Verlust an Bodenfruchtbarkeit. Es werden immer die besten Lagen der Land-
wirtschaft in Bauland umgewidmet. Stichwort „Die besten Böden liegen unter un-
seren Städten“. 

Ktn, Stmk 

Ressourcenverbrauch. Für Investoren gibt es keinen wirtschaftlichen Druck, 
den Bodenverbrauch zu reduzieren. 

W, NÖ, B 

 

(7) Politik Arbeitsrunde
Aktive Bodenpolitik durch Gemeinden. Gemeinde kauft Schlüsselflächen 
(Brachen) im innerörtlichen Bereich und betreibt aktives Flächenmanagement 
(z.B. Entwicklung für Wohnbau und Verkauf zu Preisen, die auch für die Ortsan-
sässigen leistbar sind). 

W, NÖ, B 

Planungsflexibilität im Innenbereich fehlt. Außenentwicklung bietet großes 
Flächenangebot, flexibel auch für Expansion, geringe Limitierung durch nachbar-
schaftliche Strukturen (z.B. Lärmschutz, Denkmalschutz), barrierefreies Bauen ist 
einfacher, bei Innenentwicklung sind zahlreiche Auflagen zu beachten und Kom-
promisse zu schließen. 

W, NÖ, B 

Vorbildwirkung des öffentlichen Sektors. Wenn der öffentliche Sektor auf der 
grünen Wiese baut folgen Betriebe und Wohnbau. 

W, NÖ, B 

 

Motivation, Anreize 
 

(1) Attraktivität der Ortskerne Arbeitsrunde
Baukultur fördern. Bauträgerwettbewerbe und regionale Auseinandersetzung 
fördern. 

W, NÖ, Bld 

„Blaue Lagune“ für Wohnen in verdichteter Bauweise. Es fehlen anschauli-
che Beispiele für den verdichteten Wohnbau mit hoher Wohnqualität. Verdichtete 
Wohnformen propagieren. „Best Practice“ Beispiele veröffentlichen. 

W, NÖ, Bld 

 

(2) Baulandmobilisierung Arbeitsrunde
Die 10-Jahresfrist der Spekulationssteuer hemmt Grundstücksverkäufe. 
Wer ein unbebautes Grundstück innerhalb von zehn Jahren verkaufen will, muss 
den Veräußerungsgewinn versteuern. Dies veranlasst Grundstücksbesitzer, 10 
Jahre mit dem Verkauf zu warten.  

W, NÖ, Bld 

Erhöhung der Grundsteuer insbes. bei nicht genutzten Baugründen. Die 
Besteuerung von unbebautem Bauland durch die Bundes-Bodenwertabgabe fällt 
kaum ins Gewicht. Eine Erhöhung der Bodenwertabgabe wäre der Baulandmo-
bilisierung dienlich und bringt den Gemeinden Geld.  

W, NÖ, Bld 

Ungenutzte Flächen stärker belasten. Es fehlt eine Grundbesteuerung unge-
nutzter Bauflächen. 

T, V 
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Infrastrukturkostenabgabe. Die Herstellung und Erhaltung von Infrastruktur zu 
Grundstücken soll kostendeckend über eine Infrastrukturkostenabgabe erfolgen. 

W, NÖ, Bld 

Infrastrukturabgaben. Die Einrichtung von kostendeckenden und standortbe-
zogenen Infrastrukturabgaben würde Standortentscheidungen positiv beeinflus-
sen. Die Infrastrukturabgabe würde den Gemeinden mehr Spielraum für kom-
munale Planungsvorhaben erlauben.  

T, V 

 

(3) Kostenwahrheit Baulandmobilisierung Arbeitsrunde
Kostenwahrheit bei der Erschließung von neuen Baugebieten. Die Gemein-
kosten sollen umfassend und langfristig dargestellt werden. 

W, NÖ, Bld 

Fehlende Kostentransparenz. Neuansiedlung wird wirtschaftlich überbewertet. 
Es fehlt eine volkswirtschaftliche Betrachtung zu den Kosten der Flächennutzung 
(Umwelteffekte).  

T, V 

 

(4) Förderungen Arbeitsrunde
Förderung von Baulandrecycling fördern. Abbruchprämien, Renovieren im 
Bestand, Bauen im Bestand. 

W, NÖ, Bld 

Klimarelevante Abgaben für Handelseinrichtungen. Beispielsweise Abgaben-
bemessung nach Umweltpass, Gesamtenergieverbrauch des Unternehmens inkl. 
klimarelevanter Emissionen des Kundenverkehrs (Berechnung nach Stellplät-
zen). 

W, NÖ, Bld 

Anreizsysteme für flächenschonende Ansiedlung.  
(1) Wohnbau. Durch eine attraktive Förderung der Bestandssanierung kann die 
Innenentwicklung gefördert werden. Hier sind innovative Fördermodelle gefragt. 
Beispiel Vorarlberger Wohnbauförderung: bei Abriss und Neubau im Siedlungs-
bestand werden die Abrisskosten mitgefördert. In manchen Fällen wird für Wohn-
raumschaffung im Siedlungsbestand auch der Immobilienpreis in der Förderung 
berücksichtigt.  
(2) Betriebsansiedlung. Es fehlen steuerliche Anreize für eine „flächenscho-
nende“ Betriebsansiedlung.  

T, V 

Betriebliche Umweltförderung: Bei der betrieblichen Umweltförderung sollten 
flächensparende Maßnahmen besser berücksichtigt werden und beim „Energie-
ausweis für Betriebe“ ein Standortbezug hergestellt werden. 

T, V 

 

(5) Weitere Anreizsysteme Arbeitsrunde
PKW Stellplätze richtig dosieren. Ein gutes Parkplatzangebot im Zentrum in 
Kombination mit öffentlichem Verkehr kann den Bodenverbrauch in der Periphe-
rie reduzieren. Obergrenzen für Stellplätze in der Peripherie bei Verkehrserre-
gern (EKZ) festlegen. 

W, NÖ, Bld 

Nicht bei der Qualität des ÖEK sparen. Die örtlichen Entwicklungskonzepte 
können einen wesentlichen Beitrag zur effizienten Flächennutzung leisten, falls 
die Bestandsaufnahme sorgfältig durchgeführt wird und die örtliche Entwicklung 
gut geplant und stimmig ist. Hier wird oft am falschen Ort gespart. 

W, NÖ, Bld 

Aktive Bodenpolitik  
(1) Auf Landesebene (Bsp. Tiroler Bodenfonds) wirkt aktive Bodenpolitik steu-
ernd auf Standortentscheidungen und Grundstückspreise. Dieses Instrument 
stößt jedoch in Regionen mit extrem hochpreisigen Grundstücken an seine 
Grenzen.  
(2) Auf Gemeindeebene können Gemeinden durch aktive Bodenpolitik neue An-
siedlungen besser steuern (Beispiel Feldkirch). Tatsache ist jedoch, dass viele 
Gemeinden über nicht genügend Kapital für Grundstücksankäufe verfügen. Hier 
wären Landesdarlehen sinnvoll. Ebenso ist Bodenpolitik auf regionaler Ebene zu 
befürworten, um beispielsweise „Flächenverschwendung“ konkurrierender Ge-
meinden zu vermeiden. 

T, V 
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Interkommunale Gewerbegebiete. Bei interkommunalen Gewerbegebieten tei-
len sich Gemeinden über einen Aufteilungsschlüssel Einnahmen und Ausgaben. 
Hier sollten von Seiten der örtlichen Raumplanung verdichtete Bauweisen ver-
bindlich vorgeschrieben werden. Ebenso sollten von Seiten des Landes Architek-
turwettbewerbe für größere Gewerbebauten gefördert werden (  indirekte För-
derung von attraktiven Bauweisen und Baukultur). 

T, V 

 

„Standortauswahl - Schlüsselfaktoren für eine flächensparende Standortwahl“ 

 Arbeitsrunde
Anbindung an den öffentlichen Verkehr. Der öffentliche Verkehr ist vor allem 
beim Wohnbau stärker einzubeziehen, Siedlungserweiterungen sollten nur an 
Verkehrsachsen mit guter öffentlicher Anbindung erfolgen, dadurch werden vor-
handene Verbindungen gestärkt  Vision „Ballungszentren mit gesunder Luft 
und Ruhelage“. 

Szb, OÖ 

Gemeinsame überregionale Planung etablieren. Durch Planungsregionen 
(Modell Steiermark und Tirol) können gemeinsame überregionale Potentiale ge-
stärkt werden. Schaffung eines regionalen Überblicks, insbesondere Flächenpo-
tentiale (z.B. Innenverdichtungspotentiale, Baulücken, Brachflächen) und Flä-
chenbedarf (nach Wirtschafts- und Bevölkerungsprognose) erlauben eine be-
darfsgerechte Planung. Jeder neue Standort sollte ein Mosaikstein zu einem 
ökonomischen Optimum sein (techn. Infrastruktur, soz. Infrastruktur, Nahverkehr, 
Ver- und Entsorgung). 

Szb, OÖ 

Landesraumordnung. 
(1) Maßnahmen bzw. räumliche Steuerung von „Flächenfressern“,  
(2) Leerstände besteuern, insbesondere für ungenutztes Bauland und 
(3) Optimale Nutzung von Standorten sichern - keine Unternutzung zulassen. 

Szb, OÖ 

Entscheidungshilfen für Kommunen. (Mindest-) Kriterien-Katalog als „Werk-
zeug“ für kommunale Entscheidungsträger, Kostenwahrheit bei den Infrastruktur-
kosten führt zu Verdichtung, Systematische Standort- und Flächenbewertung als 
Basis (GIS). 

Szb, OÖ 

Gesellschaftlicher Aspekt. Statussymbole neu überdenken, Alternativen zum 
„Traum vom Eigenheim im Grünen“ schaffen. 

Szb, OÖ 

Energieversorgung: Energieversorgung mit alternativen Energien sollte für 
neue Betriebsansiedlung verpflichtend sein. 

Szb, OÖ 

 
„Langfristige Kosten der Erhaltung von Infrastruktur“ 
 

 Arbeitsrunde
Förderung der Vertragsraumordnung durch die Raumordnungsgesetze. 
Verankerung des Prinzips der bedarfsgerechten Baulandausweisung und der 
Vertragsraumordnung  Aufschließungskosten und Erhaltungskosten von Infra-
struktur verstärkt auf die Nutzer übertragen. Bei der Einhebung von Erhaltungs-
kosten für Infrastruktur ist auf „soziale“ Gerechtigkeit zu achten. 

OÖ, Szbg 

Planwertabgabe. Abschöpfung des Grundstückmehrwertes durch die Gemein-
den, wenn durch Widmungsänderungen der Grundstückspreis steigt. Die Ge-
meinden können diese Einnahmen für gemeinnützige Maßnahmen und Projekte 
verwenden. 

OÖ, Szbg 

Einhebung von Infrastrukturbeiträgen bereits vor der Erschließung. Die 
Einhebung von Infrastrukturbeiträgen würde vielfach zur Mobilisierung von Bau-
land führen (Verkäufe, Bebauung).  

OÖ, Szbg 

Kostentransparenz bei Infrastrukturkosten herstellen. OÖ, Szbg 
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Werkezeuge. Es fehlen leicht verständliche Werkzeuge zur Darstellung der lang-
fristigen Folgekosten. 

OÖ, Szbg 

Wirtschaftlichkeit. Feststellung der Wirtschaftlichkeit bei Siedlungserweiterun-
gen und Betriebsansiedlungen. Wenn die Wirtschaftlichkeit nicht gegeben ist, 
sollte keine Unterstützung von Seiten der Gemeinde erfolgen. 

OÖ, Szbg 

Fachliche Grundlagen für Entscheidungsträger. Gemeinden benötigen Unter-
stützung und Beratung bezüglich ihrer Möglichkeiten, Themen „Was ist Nachhal-
tiges Flächenmanagement auf Gemeineebene“, „Steuerungsmöglichkeiten der 
Gemeinden“, „Langfristige Bewertung von Planungsvorhaben“. 

OÖ, Szbg 

 
Leerstände & Brachflächenrevitalisierung 
 

(1) Leerstandserfassung Arbeitsrunde
Leerstanderfassung als Einflussgröße für Siedlungsentwicklung. Woh-
nungsleerstände sollten genau erfasst werden und in Entscheidungen der 
Wohnbauförderung und Baulandwidmung eingehen.  

OÖ, Szbg 

Leerstandskataster. Die Erfassung von Leeständen im Wohnbereich und für be-
triebliche Zwecke ermöglicht ein effizienteres Flächenmanagement. 
Regionales Flächenmonitoring. Leerstandskataster sollten ein Bestandteil eines 
regionalen Flächenmonitorings sein. 
Ermittlung der „Umfeldqualität. Hohe Leerstände sind als Indikator für eine 
schlechte Umfeldqualität zu verstehen und verlangen nach Umstrukturierungs-
maßnahmen. 
Innovation bei der Nutzung von Leerständen gefragt. In strukturschwachen Regi-
onen ist eine herkömmliche Wiederbelebung von Leerflächen oft kaum zu errei-
chen. Der negative Effekt von „heruntergekommenen“ Flächen wird vielfach un-
terschätzt. Komplett neue Lösungsansätze aus den neuen deutschen Bundes-
ländern veranschaulichen die Vielzahl der Möglichkeiten (z.B. Nutzung von gro-
ßen Standorten für erneuerbare Energien, Abbruch und Begrünung von ehemali-
gen Gewerbebrachen). 
Zentrale Vermarktung. Das Betreiben und insbesondere die Aktualisierung eines 
Leerstandkatasters ist mit Aufwand verbunden. Eine regionale und daher ge-
meindeübergreifende Lösung und Vermarktung ist sinnvoll. 

OÖ, Szbg 

Leerstände in Prognosen der Wohnbauförderung berücksichtigen. In den 
Prognosen der Wohnungsbedarfserhebung sind Wohnungsleerstände unbedingt 
zu berücksichtigen. In Regionen mit hohen Leerständen sollten Wohnbauförder-
mittel bevorzugt in die Bestandssanierung eingehen. 

OÖ, Szbg 

Leerstände bei Siedlungserweiterungen berücksichtigen. Bei Beschlüssen 
zur Siedlungserweiterung sind Leerstände im Wohnbereich zu berücksichtigen 
und neue Baulandwidmungen nur bei Ausschöpfung vorhandener Bestände zu 
genehmigen. 

OÖ, Szbg 

 
(2) Maßnahmen zur Belebung von Leerständen Arbeitsrunde
Maßnahmen zu Aktivierung von Leerständen 
Anreizförderungen für die Verwertung von Leerflächen und Standortförderung für 
kernzonennahe Bebauung. 
Umfeldverbesserung. Förderung der Umfeldverbesserung, beispielsweise Ab-
bruch und Begrünung. 

OÖ, Szbg 
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Heimfallsrecht bei Standortschließung ohne Weiternutzung. Wird ein Indust-
rie- oder Gewerbestandort nach Standortschließung nicht weiter genutzt, sollte 
der Standort an die Gemeinde gehen und der gemeinnützigen Planung zur Ver-
fügung stehen. Die Haftung für Kontamination, die eventuell durch die Vornut-
zung verursacht wurde, bleibt beim Verursacher 1. 

W, NÖ, B 

Nachnutzung gezielt fördern. Die Nachnutzung ist abhängig von Eigentümerin-
teressen, diese sind oft nicht vorhanden, da eine Nutzungspflicht fehlt und Leer-
stände zu wenig kosten. Empfehlung  
(a) Höherwertige Nutzungen beschleunigen eine Nachnutzung und sollten geför-
dert werden (z.B. von Gewerbenutzung zur Wohnnutzung). 
(b) Die „Standkosten“ für ungenutzte Flächen sind zu gering. Es fehlen darüber 
hinaus Mechanismen ungenutzte Standorte wieder verfügbar zu machen. 

W, NÖ, B 

Anpassung des Denkmalschutzes. Die Auflagen des Denkmalschutzes behin-
dern oft innerörtliche Entwicklungen. Hier wäre im Sinne der Ortsbelebung und 
der innerörtlichen Entwicklung eine höhere Kompromissbereitschaft wünschens-
wert. 

W, NÖ, B 

Abbruchprämie als Katalysator für neue Projekte. Eine öffentliche Förderung 
zum Abbruch völlig ungenutzter (und unverwertbarer) Gebäude wirkt als Kataly-
sator für neue Projekte. Abriss und Begrünung können beispielsweise das 
Wohnumfeld verbessern, während völlig verwahrloste Gebäude oft den gegentei-
ligen Effekt erzielen („Verslummung“).  

W, NÖ, B 

Belebung schwieriger Flächen durch aktive Bodenpolitik der Landesregie-
rungen. Aktive Bodenpolitik wirkt positiv auf Standortentscheidungen und 
Grundstückspreise. Hier sollte ein Schwerpunkt auf Brachflächen gesetzt werden 
und Wettbewerbe für Nachnutzungskonzepte gefördert werden. Im Falle von 
kontaminierten Standorten könnten so Nutzungsinteressen geweckt werden und 
Sanierungen zu Stande kommen. 

Ktn, Stmk 

 
(3) Kontaminierte Flächen Arbeitsrunde
Vereinfachte Behördenverfahren für kontaminierte Standorte. Insbesondere 
bei kontaminierten Standorten ist die Dauer der Abwicklung schwer kalkulierbar 
(Altlastenthematik & Verursacherprinzip). Ebenso sind im Falle von Kontamina-
tion unterschiedliche Behörden zuständig, die unter Umständen unterschiedliche 
Sanierungsauflagen einfordern. Hier fehlen vereinfachte Behördenverfahren, die 
schnell Rechtssicherheit und Klarheit über die Sanierungserfordernisse herstel-
len. 

Ktn, Stmk 

Wirtschaftlichkeit und Umweltrelevanz der Bestandsanierung: In der öffent-
lichen Diskussion sind die zahlreichen Vorteile des Bauens und Sanierens im 
Bestand nicht präsent. Das „Passivhaus auf der grünen Wiese“ ist derzeit das 
Idealbild des Wohnbaus.  

OÖ, Szbg 

Zeitfaktor für Investoren reduzieren. Insbesondere bei kontaminierten Stan-
dorten ist die Dauer der Abwicklung schwer kalkulierbar (Altlastenthematik & 
Verursacherprinzip). Hier fehlen vereinfachte Behördenverfahren. 

W, NÖ, B 

Behandlung belasteter Grundstücke in der Handels- und Steuerbilanz. Die 
Buchwerte für Industrie- und Gewerbestandorte sind oft unrealistisch und viel zu 
hoch angesetzt. Für die Mobilisierung zu sanierender Grundstücke ist die bilan-
zielle Behandlung von kontaminierten Flächen und der Sanierungskosten beim 
Käufer bzw. Verkäufer von entscheidender Bedeutung: Sind kontaminationsbe-
dingte Wertminderungen oder Sanierungskosten beim Verkäufer noch bilanziell 
zu realisieren, sinkt voraussichtlich die Verkaufsbereitschaft. Sind die Sanie-
rungskosten beim Käufer unter Grundstücken zu aktivieren statt sie sofort oder 
später als Aufwand zu buchen, entfällt ein wichtiger steuerlicher Vorteil des Käu-
fers. 

W, NÖ, B 

                                                 
1  Anmerkung: Bei ehemaligen Industrie- Gewerbestandorten fehlt oft die treibende Kraft zu Wiederverwertung. Die Standorte wurden 

vielfach von der jeweiligen Gemeinde erschlossen und zu günstigen Konditionen übergeben. Nach Firmenschließung fehlt häufig 
das wirtschaftliche Interesse an einer Weiternutzung. 
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(4) Weitere Anregungen Arbeitsrunde
Externe Kosten bei Neuerschließung einbeziehen. Die Gesamtkosten (Er-
schließung der Infrastruktur, Folgekosten) sind bei einer  Projektentwicklung zu 
berücksichtigen  Grenzen des Berechnungsmodells neu überdenken, nicht nur 
kurzfristig anfallende Kosten für den Investor berechnen, sondern langfristige 
Gemeinkosten (volkswirtschaftliche Kosten). 

W, NÖ, B 

Sinnvolle Verknappung der „Grünen Wiese“. Eine intensivere Verwertung 
von Industrie- und Gewerbebrachen kann nur durch eine Verknappung von Bau-
land auf der „grünen Wiese“ entstehen. Österreichweit liegen die Reserven beim 
betrieblichen Bauland zwischen 25 und 38 %.  

Ktn, Stmk 

 
„Tourismus und Zweitwohnsitze – gibt es einen sinnvollen planerischen Umgang 
mit Suprastrukturen?“ 

 Arbeitsrunde
Der Konzentration im Tourismus gegensteuern. Es gibt die Tendenz zu eini-
gen wenigen stark boomenden Orten. Dies führt langläufig zu einem Wachs-
tumskollaps (Vergleich Mallorca) und letztendlich zu Preisdumping und ungezü-
geltem Wachstum. 
Die Tourismusförderung kann hier gegensteuern und die Förderungen von der 
Zahl der beteiligten (profitierenden) Gemeinden abhängig machen. Ebenso sind 
Gesellschaftsbeteiligungen der öffentlichen Hand oder benachbarter Gemeinden 
bei Großprojekten sinnvoll. 

T, V 

Regionale Kreisläufe stärken. Die verstärkte Nutzung und Bewerbung regiona-
ler Produkte im Tourismus hat eine langfristig positive Wirkung für die regionale 
Wirtschaft. 

T, V 

Sinnvolle Größenordnungen durch Vertragsraumordnung. Regional ge-
wachsene Tourismusbetriebe („endogenes Wachstum“) sollten in einem sinnvol-
len Verhältnis zu Großbetrieben internationaler Investoren stehen. Somit kann 
ein verantwortungsvoller Umgang mit Wirtschaftsvorgängen in der Region si-
chergestellt werden. In einer Tourismusregion sollten Beherbergungsgroßbetrie-
be (Bettenanzahl größer 150) über maximal die doppelte Bettenanzahl gegen-
über kleineren, meist in der Region gewachsenen, Tourismusbetrieben verfügen. 
Hier sollte über das Instrument Vertragsraumordnung gegengesteuert werden.  
Die Region (Gemeinde) kann durch Steuerung der Standortwahl und Standort-
größe viele negative Effekte vermeiden, beispielsweise eine zu einseitige Auslas-
tung (nur Wintertourismus) oder ein starkes Ungleichgewicht an externen Sai-
sonarbeitern. 

T, V 

Kostenwahrheit bei Freizeitwohnsitzen. Zweitwohnsitze unterliegen einem ho-
hen Bodenverbrauch bei geringer Nutzungsintensität. Sie belasten das Gemein-
debudget, da die Infrastruktur (Kanal, Wasser, Straßen, etc.) das ganze Jahr 
über erhalten werden muss. Für Tourismusregionen gibt es mittlerweile Ober-
grenzen für den Anteil an Zweitwohnsitzen pro Gemeinde. Die Beweisführung ob 
ein Zweitwohnsitz vorliegt ist oft nicht machbar. Gegenmaßnahmen: (1) Soge-
nannte „TimeSharing“-Modelle sind zu forcieren. Das heißt mehrere Nutzer teilen 
sich einen Zweitwohnsitz. (2) Normverbrauchsabgabe für Strom, Wasser und 
Müll. Nutzer von Zweitwohnsitzen sollen eine Jahrespauschale für die nur zeit-
weise genutzte Infrastruktur bezahlen. (3) Beweisumkehr beim Nachweis, ob ein 
Zweitwohnsitz vorliegt. Derzeit muss die Gemeinde den Nachweis erbringen, ob 
ein Zweitwohnsitz vorliegt. Eine Beweisführung über den Strom- und Wasserver-
brauch ist nicht zulässig und gilt als Eingriff in die Privatsphäre. 

T, V 

Regionaler Lastenausgleich. Systeme, die einen Lastenausgleich zwischen ei-
ner extrem belasteten Region (Tourismuszentrum) und dem davon profitierenden 
Umland herstellen, sind zu überdenken. Beispiel Schweiz (Bern und Umland). 
Ausgleichsmaßnahmen im Sinne einer regionalen Wertschöpfung. 

T, V 
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„My home is my castle – ist das Konzept Einfamilienhaus noch zukunftsfähig?“ 

 Arbeitsrunde
Wohnflexibilität fehlt. Der Traum vom Einfamilienhaus ist nicht das zentrale 
Problem, sondern die fehlende Flexibilität die Wohnform zu wechseln und die 
Haushaltgröße der Personenanzahl anzupassen. Häuser die für eine Familie 
konzipiert sind werden nach einiger Zeit von nur 1 bis 2 Personen bewohnt. Es 
gilt, diese Fehler in Zukunft zu vermeiden und Akzeptanz für mehr Wohnflexibili-
tät zu erreichen.  

T, V 

Wohnbauförderung. Österreichweit werden 60 bis 80 % aller neugebauten 
Haushalte über die Wohnbauförderung mitfinanziert. Die Förderrichtlinien können 
Bauweisen und Standortwahl maßgeblich beeinflussen. Die Wohnbauförderun-
gen der Länder sind angehalten in ihren Förderkriterien verdichtete Bauweisen 
im Siedlungsbestand progressiv zu fördern. Das Einfamilienhaus am Siedlungs-
rand oder in peripherer Lage sollte nur in Ausnahmefällen gefördert werden. Eine 
radikale Ausgrenzung erscheint jedoch nicht als sinnvoll. 

T, V 

Wohnqualität und Umfeldverbesserung. Das Konzept der Innenverdichtung 
funktioniert nur wenn die Wohnqualität stimmt und das Wohnumfeld von hoher 
Qualität ist. Maßnahmen:  
(1) Maßvolle Innvenverdichtung. Die Innenverdichtung muss maßvoll erfolgen, es 
ist eine regionale Differenzierung notwendig. Freiräume und Spielräume müssen 
erhalten oder auch neu geschaffen werden.  
(2) Wohnbauförderung soll energetische Sanierung im Siedlungsbestand ver-
stärkt  fördern. Die Wohnbauförderung ist angehalten energetische Sanierungen 
im Bestand besonders zu fördern. Für die regionale CO2 Bilanz kann mit einer 
energetischen Sanierung im Siedlungsbestand mehr Energie eingespart werden, 
als beispielsweise durch ein Passivhaus am Siedlungsrand.  
(3) Durchmischung von Wohnformen und Gesellschaftskulturen. Die Stadtpla-
nungen sind angehalten auf eine Durchmischung unterschiedlicher Wohnformen 
und Gesellschaftskulturen zu achten. Die klassische Reihenhaussiedlung für 
Jungfamilien kann sich bereits nach 15 Jahren in ein überdimensioniertes Alten-
haus verwandeln. Eine gute Mischung von Haushaltsgrößen und –klassen ist 
sinnvoll. Eine gute Abstimmung von Stadtplanung und sozialem Wohnbau kann 
hier gegensteuern. 

T, V 

Kostenwahrheit bei Siedlungserweiterungen. Bei Siedlungserweiterungen sol-
len zusätzliche Aufwendungen für Infrastruktur zur Gänze auf die neuen Nutzer 
weitergegeben werden. 

T, V 

 
Regionalpolitisches Bekenntnis zum ländlichen Raum fehlt. Der ländliche 
Raum ist einerseits von einer starken Zersiedelung und andererseits von einer 
zunehmenden Verarmung an Versorgungseinrichtungen geprägt. Je stärker die 
Zersiedelung fortschreitet, desto schwieriger ist es, die örtlichen Versorgungsein-
richtungen zu erhalten. Eine starke Regionalpolitik kann hier gegensteuern: Fest-
legung von Siedlungsgrenzen, Gemeindekooperationen, regionale Bodenpolitik. 

 
T, V 

Verdichtung. Im Sinne der Innenentwicklung sind die Einhaltung verbindlicher 
Mindestbaudichten und maximale Bauplatzgröße zu definieren.  

T, V 
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„Extremereignisse – Wie kann die Gefährdung des Dauersiedlungsraums durch 
extreme Naturgefahren (Lawinen, Muren, Hochwasser) bewältigt werden?“ 
 

 Arbeitsrunde
Umgang mit Gefahren und Risiko. Es gilt Gefährdungspotentiale festzustellen 
und eine regionale Gefahrenzonenplanung zu etablieren. Ebenso ist ein Be-
wusstsein für Risikoverantwortung und die verbleibenden Restrisiken zu schaf-
fen. Risikoverantwortung bedeutet respektieren der Gefahrenzonen im Flussbe-
reich und aktives Herangehen an Retentionsräume. Extremfälle sind im Detail zu 
planen und durchzuspielen. Wichtig ist die Erreichbarkeit im Extremfall, z.B. über 
Tunnel oder den Luftweg. Die Möglichkeiten einer Katastrophenversicherung 
müssen recherchiert und den Zielgruppen kommuniziert werden.  

T, V 

Retentionsräume und Bauen. Retentionsräume sind festzulegen  und in die 
Raumentwicklungspläne zu integrieren. Wichtige Aspekte: (1) Ausgleichsmaß-
nahmen. Dabei ist auf die Problematik von „Oberliegern“ und „Unterliegern“ ein-
zugehen und Ausgleichsmaßen zu schaffen. (2) Blauzonen. Um die Retentions-
räume zu sichern, sind Auflagen beim Bauen zu definieren bzw. in besonderen 
Gefahrenzonen Bauverbote festzulegen. Anlagengenehmigungen sind nach 
Wasserrecht zu genehmigen. (3) Schutzwälder sind als weitere „Wasserspei-
cher“ zu erhalten. (4) Landwirtschaft. In sogenannten Blauzonen ist Landwirt-
schaft mit guter Wasserhaltung und geringer Erosion zu bevorzugen. 

T, V 

Vernetzung. Eine starke regionale Vernetzung aller beteiligten Behörden ist so-
wohl für die Prävention, als auch im Extremfall zu forcieren. (1) Integrierte Fluss-
raumplanung. Herstellung ausgeglichener Nutzungsinteressen: Naturschutz, Ka-
tastrophenschutz, Erholung, Landwirtschaft und andere wirtschaftliche Nutzun-
gen. (2) Internationale Kooperationen aufbauen. Naturgefahren machen nicht vor 
der Landesgrenze halt. Eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit und Pla-
nung ist wichtig. Beispiel Vision Rheintal. 

T, V 

Entwarnung und Revision. Eine regelmäßige Revision der Gefahrenpotentiale 
ist einzurichten (Revisionsflächen). Wird eine Aufhebung der Gefährdung festge-
stellt, ist auf solchen Revisionsflächen eine Entwicklung von Siedlungsgebieten 
nur bei dauerhafter Abhaltung von Naturgefahren, beispielsweise durch einen 
Lawinendamm, sinnvoll. 

T, V 

Forschung. Klimawandel und Klimawanderanpassungsstrategien sind als neue 
Herausforderungen zu sehen. Eine vertiefte Anwendungsfoschung unter Einbe-
zug der im Ernstfall betroffenen Akteure ist unbedingt notwendig und darf auf 
keinen Fall „eingespart“ werden. 

T, V 

Standortschutzziele. Definition (Einigung) von Nutzungsobergrenzen. Es fehlt 
der gesellschaftliche Konsens wie viel Auslastung der alpine Raum verträgt. Dies 
beinhaltet ein Nachdenken über Standortschutzziele, welche Zielsetzungen zu 
formulieren sind und ob diese realistisch sind. 

T, V 

 
Weitere Anregungen 
 

(1) Datengrundlagen verbessern Arbeitsrunde
Monitoring 
Bauland-Flächenbilanzen zur aktuellen Ermittlung von Leerflächen und Reserve-
flächen einrichten. 
Benchmarking auf Gemeindeebene. Zielwerte und Vergleiche zu Bodenver-
brauch besser auf Gemeindeebene und nicht auf Länderebene. 

Szbg, OÖ 



Grund genug? Flächenmanagement in Österreich  53 

 

Datenwahrheit bei Flächeninanspruchnahme ist Grundlage für bundesweiten 
Erfolg.  
Realistische und machbare Ziele zur Reduktion der Flächeninanspruchnahme 
definieren (z.B. Reduktion um 50 % innerhalb von 10 Jahren von 25 Hektar auf 
12 – 14 Hektar). 
Exakte und fachlich nachvollziehbare Grundlagenforschung ist notwendig. 
Nicht alles ist in Rechenmodellen darstellbar 

B, NÖ, W 

 
(2) Bewusstseinsbildung & Wissensverbreitung Arbeitsrunde
Bildungspolitik und Bewusstseinsbildung. Wohnen im Bestand mit hoher 
Qualität und zu erschwinglichen Preisen. Experimente & Pilotprojekte fördern 
und bewerben. Bewusstseinsbildung bei allen Akteuren und Altersgruppen, bei-
spielsweise in Schulen den sparsamen Umgang mit der Ressource Boden ver-
anschaulichen (was bedeutet gute Planung und schlechte Planung für die Be-
wohner, Anteilnahme schaffen). Bei den „Häuslbauern“ ansetzen und Alternati-
ven aufzeigen. Aktive Förderung und Bewerbung von Baukultur. 

Szbg, OÖ 

Fachlichen Austausch fördern. Flächenmanagement ist ein neues Thema mit 
zahlreichen neuen Initiativen, aber wenig Erfahrungswerten. Hier gilt es vor allem 
die Fortbildung und den Erfahrungsaustausch zu fördern und eine sachliche 
Auseinandersetzung zu kultivieren. (1) Planwertausgleich und Vertragsraumord-
nung. Instrumente der Vertragsraumordnung werden in Österreich teilweise be-
reits angewendet. Die Erfolge, Misserfolge, aktuelle Barrieren und Hürden sollten 
besser kommuniziert und ausgetauscht werden. (2) Informationsplattform für 
„Good“ Practice. Informationen zu Pilotvorhaben und Erstanwendungen sollten 
über eine gemeinsame Platform beziehbar sein (z.B. Infrastrukturkostenkalkula-
tor in NÖ, Landschaftskonten in Wien & Umland, Gemeindeförderung zu flächen-
sparenden Bauweisen etc.) 

Szbg, OÖ 

Bewusstseinsbildung zum Flächensparen beim Bauen & Wohnen in der Po-
litik forcieren. 
Bewusstsein bei der Bevölkerung schaffen  PR Kampagnen, Probewohnen im 
verdichteten Bauten. 
Austausch von Information und Interessen forcieren. 
Gute Beispiele „Best Practice“ bewerben. 

B, NÖ, W 

„Flächenbewusstsein“ schaffen. Die Effekte der Flächennutzung auf Gesell-
schaft, Wirtschaft und Naturräume sind nicht im allgemeinen Bewusstsein der 
Gesellschaft verankert. Hier gilt es mit Bildungsmaßnahmen und Imagekampag-
nen vorzugehen. Beispielsweise kann in Schulen der sparsame Umgang mit der 
Ressource Boden veranschaulicht werden. Die Vorteile vom Wohnen im Sied-
lungszentrum als Alternativen zum Eigenheim im Grünen müssen stärker bewor-
ben werden. 

Ktn, Stmk 

Lobby für effiziente Flächennutzung fehlt. In der Diskussion wurde einheitlich 
festgestellt, dass es in Österreich keine „Flächenlobby“ gibt. Es fehlt ein 
sektorübergreifendes Gremium, das sich für effiziente Flächennutzung, Boden-
schutz und qualitätsvolle Siedlungsentwicklung einsetzt und entsprechende 
Überzeugungsarbeit leistet. Eine Bündelung bereits vorhandener Initiativen ist 
sinnvoll. 

V, T 

 

(3) Planung verbessern Arbeitsrunde
Entscheidungsprozess bei Planungsentscheidungen hinterfragen. Pla-
nungsentscheidungen werden letztendlich auf Gemeindeebene getroffen. Hier ist 
zu hinterfragen ob (1) die fachliche Kompetenz zu langfristigen Auswirkungen 
vorhanden ist, und (2) nicht durch persönliche Befangenheit oft falsche Entschei-
dungen getroffen werden.  

Szbg, OÖ 
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Wirtschaftlichkeit. Langfristige gemeinwirtschaftliche Aspekte. Gemeinden sol-
len die langfristigen Kosten bei Siedlungserweiterung und Betriebsansiedlung be-
rücksichtigen. Flächeninanspruchnahme ist nicht nur Umweltthema. Die Effekte 
expansiver Siedlungsentwicklungen sind nicht nur für die Umwelt nachteilig, son-
dern haben auch massive negative wirtschaftliche und soziale Auswirkungen. 

Szbg, OÖ 

Verkehrspolitik. Bodenverbrauch und Flächenmanagement stehen in direkter 
Ab-hängigkeit zu Siedlungspolitik und Verkehrsplanung. Hochleistungsstrecken 
für den öffentlichen Nahverkehr sind massiv auszubauen und Siedlungserweite-
rungen nur entlang solcher Strecken zu planen. 

Szbg, OÖ 

Strategien für belastete Verdichtungsräume fehlen. In Ballungsräumen mit 
hoher Umweltbelastung verstärken sich Suburbanisierung und Verkehrsbelas-
tung durch Ansiedlung im Umland. Emittierende Betriebe haben Niederlassungs-
probleme (Anreiner, Lärm, Luftemissionen). Hier gilt es durch die richtigen Stra-
tegien (Ausbau des öffentlichen Verkehrs, Siedlungserweiterung nur entlang von 
leistungsfähiger Strecken des öffentlichen Verkehrs, polizentrische Siedlungspoli-
tik) langfristig die richtigen Entscheidungen zu treffen. 

Szbg, OÖ 

Bessere Einbeziehung der relevanten Akteure (Wirtschaft, Banken, Wohnen) 
in Planungsprozesse. 

B, NÖ, W 

Verbindliche Ausweisung von Energie- und Infrastrukturkosten bei Sied-
lungserweiterungen. 

B, NÖ, W 

Realistische Berücksichtigung von Schrumpfung und Alterung sollen in der 
örtlichen Planung realistisch betrachtet werden, es wird immer von Wachstum 
ausgegangen. 

B, NÖ, W 

 

(4) Lenkungseffekte bestehender Förder- und Steuersysteme Arbeitsrunde
Bundesabgabe Bodenwert erhöhen. Betrifft Besteuerung von nicht genutztem 
Bauland. 

B, NÖ, W 

Eigenheimförderung. Bei der Eigenheimförderung müssen Standortwahl und 
verdichtete Bauweise zum Förderschwerpunkt werden. Lage und verdichtete 
Bauweise von Förderobjekten müssen in Zukunft im Vordergrund stehen. Durch 
die richtige Standortwahl können Siedlungen belebt und Individualverkehr einge-
spart werden. Viele Wohnbauförderungen berücksichtigen bereits die „Lagequali-
tät“ der Förderobjekte, dieser Parameter muss sich in der Förderung stärker zu 
Buche schlagen. 

Ktn, Stmk 

Lenkungseffekt von Steuern fehlt. Die Grundsteuer hat keinen positiven Len-
kungseffekt auf die Flächennutzung. Insbesondere bei ungenutzten Bauflächen 
fehlt eine Besteuerung. 

Ktn, Stmk 

 

(5) Weitere Anregungen Arbeitsrunde
Mobilisierung von Bauland (1) Infrastrukturabgabe. Abgaben bei Leerständen 
erhöhen, insebes. kostendeckende Abgabe für Infrastrukturerhaltung. Kostende-
ckende Aufschließungsbeitrage einführen. (2) Rückwidmung. Gesetzliche Grund-
lagen für Rückwidmungen ausweiten: Bauzwang auf Bauland sonst Verfall der 
Bauwidmung. (3) Aktive Bodenpolitik. Fonds für aktive Bodenpolitik einrichten. 

B, NÖ, W 

Schutz von Freiraumflächen. Ökologisch bedeutsame Landschaften und Frei-
räume müssen durch die überörtliche Raumplanung vor weiterer Verbauung ge-
schützt werden. 

Ktn, Stmk 
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klima:aktiv mobil ist die Initiative des Lebensministeriums für klimafreundliche Mobilität 
Mobilitätsmanagement und zur Forcierung umweltfreundlicher Fahrzeuge und Elektromobi-
lität 
klima:aktiv mobil leistet einen wichtigen Beitrag zur Reduktion der CO2-Emissionen, trägt 
zur Konjunkturbelebung bei und schafft Green Jobs. 
 
klima:aktiv mobil ist ein wichtiger Beitrag zur Energie- und Klimastrategie und zu den EU Verpflichtungen im 
Klima- und Energiepaket und wird von der Wirtschaftskammer Österreich, WIFI, Städtebund und Gemeinde-
bund unterstützt. 
 
klima:aktiv mobil bietet Österreichs Betrieben und öffentlichen Verwaltungen, Städten, Gemeinden und Re-
gionen, der Tourismus- und Freizeitbranche, Bauträgern, Immobilienentwicklern und Investoren sowie Schu-
len, Kindergärten und Jugendgruppen kostenfreie Beratung und Unterstützung bei der Entwicklung, Umset-
zung und Fördereinreichung von Klimaschutzmaßnahmen im Verkehr an. 
 
klima:aktiv mobil fördert Fuhrparkumstellungen auf alternative Fahrzeuge und  erneuerbare Kraftstoffe, 
Elektromobilität, Spritspartrainings, klimafreundliches Mobilitätsmanagement, Gemeindebusse, Radverkehr 
und Bewusstseinsbildung. 
 
 
klima:aktiv mobil setzt auf Partnerschaften 
klima:aktiv mobil setzt auf Partnerschaften für Klimaschutz im Verkehr 
und unterstützt die Partner bei der Umsetzung klimafreundlicher Mobili-
tätsprojekte. 
 
Besuchen sie die klima:aktiv mobil Projektpartner und erfahren sie 
mehr über die umgesetzten Projekte und Maßnahmen: 
www.maps.klimaaktiv.at 
 
 
 
klima:aktiv mobil: Unterstützung für klimafreundliche 
Mobilität  

Beratung – für klimafreundliche Mobilität 
Die klima:aktiv mobil Beratungsprogramme bieten kostenlose Be-
ratung für klimafreundliche Mobilitätsprojekte: 
- Mobilitätsmanagement für Betriebe, Bauträger, Verwaltungen 
- Mobilitätsmanagement für Städte, Gemeinden und Regionen 
- Mobilitätsmanagement für Freizeit, Tourismus und Jugend 
- Mobilitätsmanagement für Kinder, Eltern und Schule 
- Spritsparinitiative 
 

Förderung –für CO2 reduzierende Mobilitätsprojekte 
Für Fuhrparkumstellungen auf alternative Fahrzeuge und erneuer-
bare Energien, E-Mobilität, Radverkehr und Mobilitätsmanagement 
winken finanzielle Förderungen durch das Lebensministerium. Die 
klima:aktiv mobil BeraterInnen unterstützen bei der Fördereinrei-
chung. Die Einreichung erfolgt bei der Kommunalkredit Public Con-
sulting GmbH. 

 



      

Motivieren – Bewusstseinsbildung für Radfahren, Spritspa-
ren und klimafreundliche Fahrzeuge 
Die klima:aktiv mobil Bewusstseins- und Informationskampagnen in-
formieren die breite Bevölkerung und Medien/Presse als Meinungsbild-
ner über die Vorteile von klimafreundlicher Mobilität, über Radfahren, 
Öffentlichen Verkehr, Spritspartrainings, Alternative Fahrzeuge und An-
triebe und motivieren die eigene Mobilität umweltfreundlicher und damit 
auch gesünder zu gestalten. 
 
Ausbildung und Zertifizierung – für Fachkräfte 
Ausbildung und Zertifizierung sind weitere, besonders wichtige Schlüs-
selelemente der Klimaschutzinitiative klima:aktiv mobil, dazu zählt bei-
spielsweise die Ausbildung von Fahrlehrern zu zertifizierten Spritspar-
trainern oder die Ausbildungsschiene „Fit for E-Bike“. 

 

Auszeichnen – für aktives Engagement im Klimaschutz 
Betriebe, Gemeinden und Verbände, die in klima:aktiv mobil Mobili-
tätsprojekte zur CO2-Reduktion umsetzen, werden von Umweltminister 
Niki Berlakovich als klima:aktiv mobil Projektpartner des Lebensminis-
teriums ausgezeichnet.  

 
 
Erfolgsbilanz von klima:aktiv mobil 
klima:aktiv mobil leistet einen wichtigen Betrag zum Klimaschutz, zur Verbesserung der Lebensqualität un-
ser BürgerInnen, für die Wirtschaft und zur Schaffung von Green Jobs. 
 

Seit 2007 wurden hunderte Projekte von Städten und 
Gemeinden, Betrieben, Tourismusverbänden, Schulen 
und Jugendinitiativen durch klima:aktiv mobil mit über 35 
Mio € aus Mitteln des Lebensministeriums und des Klima- 
und Energiefonds unterstützt. Damit wurde ein Vielfaches 
an „grünene“ Investitionen ausgelöst und 2300 Green 
Jobs geschaffen. 
 
Nach nur 6 Jahren kann eine erfreuliche Erfolgsbilanz 
gezogen werden: Weit über 1000 klima:aktiv mobil Pro-
jektpartner sparen mehr als 400.000 t CO2-Emissionen 
pro Jahr! 
 
klima:aktiv mobil wurde 2009 als EU Best Practice vom 

European Public Sector Award (EPSA) ausgezeichnet. 
 
Hier erfahren Sie noch mehr: www.klimaaktivmobil.at 
 
klima:aktiv mobil Strategische Steuerung: 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
Abteilung Verkehr, Mobilität, Siedlungswesen und Lärm 
DI Robert Thaler, DI Iris Ehrnleitner 
Iris.ehrnleitner@lebensministerium.at  
klima:aktiv mobil Operatives Management: 
Österreichische Energieagentur, DI Willy Raimund 
klimaaktivmobil@energyagency.at 
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